
VERORDNUNG (EU) Nr. 1288/2013 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 11. Dezember 2013 

zur Einrichtung von "Erasmus+", dem Programm der Union für allgemeine und berufliche Bildung, 
Jugend und Sport, und zur Aufhebung der Beschlüsse Nr. 1719/2006/EG, Nr. 1720/2006/EG und 

Nr. 1298/2008/EG 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 165 Absatz 4 und Artikel 166 
Absatz 4, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die na­
tionalen Parlamente, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschusses ( 1 ), 

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen ( 2 ), 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ( 3 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In der Mitteilung "Ein Haushalt für Europa 2020" vom 
29. Juni 2011 ruft die Kommission dazu auf, ein Ge­
samtprogramm für die Bereiche allgemeine und berufli­
che Bildung, Jugend und Sport (einschließlich der interna­
tionalen Aspekte der Hochschulbildung) zu schaffen, um 
die Effizienz zu steigern, die strategische Ausrichtung zu 
verstärken und mehr Synergien zwischen den verschiede­
nen Bereichen auszuschöpfen. Das Gesamtprogramm soll 
folgende Vorläuferprogramme in sich vereinen: das Ak­
tionsprogramm im Bereich des lebenslangen Lernens 
("Lebenslanges Lernen"), eingerichtet durch den Beschluss 
Nr. 1720/2006/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates ( 4 ), das Programm Jugend in Aktion ("Jugend in 
Aktion"), eingerichtet durch den Beschluss Nr. 1719/ 
2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 5 ), 
das Aktionsprogramm Erasmus Mundus ("Erasmus Mun­
dus"), eingerichtet durch den Beschluss Nr. 1298/ 
2008/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 6 ), 

das Programm ALFA III, eingerichtet durch die Verord­
nung (EG) Nr. 1905/2006 des Europäischen Parlaments 
und des Rates ( 7 ), und die Programme Tempus und Edu­
link. Zudem wird vorgeschlagen, auch den Bereich des 
Sports in das Gesamtprogramm ("Programm") aufzuneh­
men. 

(2) Die Berichte zur Zwischenevaluierung der bestehenden 
Programme Lebenslanges Lernen, Jugend in Aktion und 
Erasmus Mundus sowie die öffentliche Konsultation über 
die künftigen Maßnahmen der Union in den Bereichen 
allgemeine und berufliche Bildung, Jugend und Hoch­
schulbildung zeigen auf, dass ein großer und zum Teil 
wachsender Bedarf an fortlaufenden Kooperations- und 
Mobilitätsmaßnahmen auf europäischer Ebene besteht. 
In den Evaluierungsberichten wird betont, dass die Her­
stellung engerer Verbindungen zwischen den Program­
men der Union und den politischen Entwicklungen in 
den Bereichen allgemeine und berufliche Bildung sowie 
Jugend von großer Bedeutung ist, dass die Maßnahmen 
der Union strukturell besser auf das Paradigma des le­
benslangen Lernens abgestimmt sein sollten und dass es 
einer einfacheren, benutzerfreundlicheren und flexibleren 
Herangehensweise für die Umsetzung solcher Maßnah­
men bedarf. Außerdem wird angeraten, die Fragmentie­
rung der Programme für die internationale Zusammen­
arbeit in der Hochschulbildung zu beenden. 

(3) Ein Schwerpunkt des Programms sollte die Zugänglich­
keit von Finanzmitteln und die Transparenz der adminis­
trativen und finanziellen Verfahren, auch durch die Nut­
zung von Informations- und Kommunikationstechnolo­
gien (IKT) und durch Digitalisierung, sein. Eine Straffung 
und Vereinfachung von Organisation und Verwaltung 
und ein nachhaltiger Schwerpunkt auf einer Verringerung 
der Verwaltungsausgaben sind für den Erfolg des Pro­
gramms ebenfalls von entscheidender Bedeutung. 

(4) Die öffentliche Konsultation zu den strategischen Optio­
nen der Union für die Umsetzung ihrer neuen Zuständig­
keit im Bereich Sport und der Bericht der Kommission 
über die Evaluierung der vorbereitenden Maßnahmen im 
Bereich Sport lieferten wichtige Anhaltspunkte dafür, 
welche Prioritäten die Union in ihrem Handeln setzen 
sollte, und veranschaulichten, welchen Mehrwert die 
Union mit Fördermaßnahmen zur Schaffung, Weitergabe 
und Verbreitung von Wissen und Erfahrungen im Zu­
sammenhang mit verschiedenen Themen, die den Sport 
auf europäischer Ebene betreffen, generieren kann, sofern 
sie sich vor allem auf den Breitensport konzentrieren.
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( 1 ) ABl. C 181 vom 21.6.2012, S. 154. 
( 2 ) ABl. C 225 vom 27.7.2012, S. 200. 
( 3 ) Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 19. November 2013 

(noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht) und Beschluss des Rates 
vom 3. Dezember 2013. 

( 4 ) Beschluss Nr. 1720/2006/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 15. November 2006 über ein Aktionsprogramm im 
Bereich des lebenslangen Lernens (ABl. L 327 vom 24.11.2006, 
S. 45). 

( 5 ) Beschluss Nr. 1719/2006/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 15. November 2006 über die Einführung des Programms 
Jugend in Aktion im Zeitraum 2007-2013 (ABl. L 327 vom 
24.11.2006, S. 30). 

( 6 ) Beschluss Nr. 1298/2008/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 16. Dezember 2008 über das Aktionsprogramm Erasmus 
Mundus (2009-2013) zur Verbesserung der Qualität der Hochschul­
bildung und zur Förderung des interkulturellen Verständnisses durch 
die Zusammenarbeit mit Drittstaaten (ABl. L 340 vom 19.12.2008, 
S. 83). 

( 7 ) Verordnung (EG) Nr. 1905/2006 des Europäischen Parlaments und 
des Rates am 18. Dezember 2006 zur Schaffung eines Finanzie­
rungsinstruments für die Entwicklungszusammenarbeit (ABl. L 378 
vom 27.12.2006, S. 41).



(5) Die Strategie Europa 2020 für intelligentes, nachhaltiges 
und integratives Wachstum legt die Strategie der Union 
für die Förderung eines solchen Wachstums in den 
nächsten zehn Jahren fest. Die Strategie umfasst fünf ehr­
geizige Ziele, die bis 2020 zu erreichen sind. insbeson­
dere im Bereich der Bildung, wo das Ziel ist, die Quote 
der frühen Schulabgänger unter 10 % zu senken und 
mindestens 40 % der 30- bis 34-Jährigen den Erwerb 
eines Hochschul- oder gleichwertigen Abschlusses zu er­
möglichen. Die Bildung ist auch ein zentraler Aspekt der 
Leitinitiativen der Strategie, insbesondere von "Jugend in 
Bewegung" und der "Agenda für neue Kompetenzen und 
Beschäftigungsmöglichkeiten". 

(6) In seinen Schlussfolgerungen vom 12. Mai 2009 rief der 
Rat zur Schaffung eines strategischen Rahmens für die 
europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der all­
gemeinen und beruflichen Bildung ("ET 2020") auf. Der 
Rahmen umfasst vier strategische Ziele als Antwort auf 
die Herausforderungen, die es bei der Schaffung eines 
wissensbasierten Europas und der Verwirklichung von 
lebenslangem Lernen für alle Bürgerinnen und Bürger 
noch zu bewältigen gilt. 

(7) Gemäß den Artikeln 8 und 10 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) sowie den 
Artikeln 21 und 23 der Charta der Grundrechte fördert 
das Programm unter anderem die Gleichstellung von 
Männern und Frauen sowie Maßnahmen zur Bekämpfung 
jeglicher Form der Diskriminierung aufgrund des Ge­
schlechts, der Rasse oder ethnischen Herkunft, der Reli­
gion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters 
oder der sexuellen Ausrichtung. Es besteht die Notwen­
digkeit, den Zugang für Personen, die zu benachteiligten 
und schutzbedürftigen Gruppen gehören, zu erweitern 
und bei der Umsetzung des Programms aktiv auf die 
besonderen Lernerfordernisse von Personen mit Behin­
derungen einzugehen. 

(8) Das Programm sollte insbesondere im Hochschulbereich 
eine ausgeprägte internationale Dimension umfassen, 
nicht nur um die Qualität der europäischen Hochschul­
bildung mit Blick auf die allgemeinen "ET 2020"-Ziele 
und die Attraktivität der EU als Studienstandort zu stei­
gern, sondern auch um das gegenseitige Verständnis un­
ter den Menschen zu verbessern und zur nachhaltigen 
Entwicklung der Hochschulbildung in Partnerländern so­
wie zu ihrer umfassenderen sozialen und wirtschaftlichen 
Entwicklung beizutragen, unter anderem, indem die Mo­
bilität von Studierenden und Wissenschaftlern ("brain cir­
culation") durch Mobilitätsmaßnahmen mit Partnerstaats­
angehörigen gefördert wird. Zu diesem Zweck sollten 
Mittel aus dem Instrument für die Entwicklungszusam­
menarbeit, dem Europäischen Nachbarschaftsinstrument, 
dem Instrument für Heranführungshilfe und dem Part­
nerschaftsinstrument zur Zusammenarbeit mit Drittstaa­
ten zur Verfügung gestellt werden. Mittel aus dem Euro­
päischen Entwicklungsfonds (EEF) können ebenfalls ge­
mäß den Bestimmungen für diesen Fonds bereitgestellt 
werden. Die Vorschriften dieser Verordnung sollten für 
die Verwendung dieser Mittel gelten, wobei die Einhal­
tung der einschlägigen Verordnungen zur Einrichtung 
dieser Instrumente und dieses Fonds sichergestellt werden 
sollte. 

(9) In seiner Entschließung vom 27. November 2009 zum 
erneuerten Rahmen für die jugendpolitische Zusammen­
arbeit in Europa (2010-2018) betonte der Rat die Not­
wendigkeit, in allen jungen Menschen eine Bereicherung 
für die Gesellschaft zu sehen, und unternahm Bemühun­
gen, ihre Mitwirkung an der Gestaltung der sie betreffen­
den politischen Strategien zu fördern, und zwar mittels 
eines ständigen strukturierten Dialogs zwischen Entschei­
dungsträgern und jungen Menschen sowie Jugendorgani­
sationen auf allen Ebenen. 

(10) Werden formales, nicht formales und informelles Lernen 
in einem einzigen Programm zusammengeführt, sollten 
Synergien entstehen und die sektorübergreifende Zusam­
menarbeit in den verschiedenen Bereichen von allgemei­
ner und beruflicher Bildung und Jugend gefördert wer­
den. Während der Umsetzung des Programms sollten die 
besonderen Erfordernisse der verschiedenen Bereiche und 
gegebenenfalls auch die Rolle der lokalen und regionalen 
Gebietskörperschaften in angemessener Weise berück­
sichtigt werden. 

(11) Um Mobilität, Gerechtigkeit und Exzellenz im Studium 
zu fördern, sollte die Union als Pilotprojekt eine Bürg­
schaftsfazilität für Studiendarlehen einrichten, damit Stu­
dierende unabhängig von ihrer sozialen Herkunft ein 
Masterstudium in einem anderen Programmland, dem 
die Teilnahme am Programm offensteht (im Folgenden 
"Programmland"), absolvieren können. Die Bürgschafts­
fazilität für Studiendarlehen sollte Finanzinstituten zur 
Verfügung stehen, die sich bereit erklären, Darlehen für 
Masterstudien in anderen Programmländern zu für Stu­
dierende günstigen Bedingungen anzubieten. Dieses zu­
sätzliche und innovative Instrument zur Förderung der 
Lernmobilität sollte weder bestehende Förder- oder Dar­
lehenssysteme zur Unterstützung der studentischen Mo­
bilität auf lokaler und nationaler Ebene sowie auf der 
Ebene der Union ersetzen noch die Entwicklung weiterer 
Förder- oder Darlehenssysteme behindern. Die Bürg­
schaftsfazilität für Studiendarlehen sollte einem genauen 
Monitoring und einer genauen Evaluierung unterworfen 
werden, insbesondere im Hinblick auf ihre Marktakzep­
tanz in den verschiedenen Ländern. Gemäß Artikel 21 
Absätze 2 und 3 sollte dem Europäischen Parlament 
und dem Rat spätestens Ende 2017 ein Zwischenevalu­
ierungsbericht vorgelegt werden, um politische Vorgaben 
hinsichtlich der Fortsetzung der Bürgschaftsfazilität für 
Studiendarlehen zu erhalten. 

(12) Die Mitgliedstaaten sollten alle geeigneten Maßnahmen 
ergreifen, um rechtliche und administrative Hürden zu 
beseitigen, die dem ordnungsgemäßen Funktionieren 
des Programms entgegenstehen. Dies beinhaltet, soweit 
dies möglich ist, auch die Lösung von Verwaltungspro­
blemen, die den Erhalt von Visa und Aufenthaltstiteln 
erschweren. Gemäß der Richtlinie 2004/114/EG des Ra­
tes ( 1 ) sind die Mitgliedstaaten gehalten, beschleunigte Zu­
lassungsverfahren einzurichten
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( 1 ) Richtlinie 2004/114/EG des Rates vom 13. Dezember 2004 über die 
Bedingungen für die Zulassung von Drittstaatsangehörigen zur Ab­
solvierung eines Studiums oder zur Teilnahme an einem Schüler­
austausch, einer unbezahlten Ausbildungsmaßnahme oder einem 
Freiwilligendienst (ABl. L 375 vom 23.12.2004, S. 12).



(13) Die Mitteilung der Kommission vom 20. September 
2011 "Wachstum und Beschäftigung unterstützen – 
eine Agenda für die Modernisierung von Europas Hoch­
schulsystemen" legt einen Rahmen für die Zusammen­
arbeit zwischen der Union, den Mitgliedstaaten und den 
Hochschulen fest, um die Zahl der Hochschulabsolventen 
zu steigern, die Qualität der Bildung zu verbessern und 
den Beitrag von Hochschulbildung und Forschung dazu 
zu maximieren, dass die Volkswirtschaften und Gesell­
schaften der Mitgliedstaaten gestärkt aus der weltweiten 
Wirtschaftskrise hervorgehen. 

(14) Um die Jugendarbeitslosigkeit in der Union besser be­
kämpfen zu können, sollte der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit zwischen Hochschuleinrichtungen, Ein­
richtungen der beruflichen Bildung und Unternehmen 
besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden, um die 
Beschäftigungsfähigkeit der Studierenden zu verbessern 
und ihre unternehmerischen Fähigkeiten zu entwickeln. 

(15) Mit der am 19. Juni 1999 von den Bildungsministern 29 
europäischer Länder unterzeichneten Erklärung von Bo­
logna wurde ein zwischenstaatlicher Prozess begründet, 
der auf die Schaffung eines "Europäischen Hochschul­
raums" abzielt und der auf Unionsebene fortlaufend un­
terstützt werden muss. 

(16) Die bedeutsame Rolle, die die berufliche Aus- und Wei­
terbildung dabei spielt, einen Beitrag zur Umsetzung ei­
ner Reihe von Zielen zu leisten, die in der Europa-2020- 
Strategie festgelegt wurden, ist allgemein anerkannt und 
im Rahmen des erneuerten Kopenhagen-Prozesses (2011- 
2020) definiert. Besondere Beachtung findet dabei ihr 
möglicher Beitrag zum Kampf gegen die hohe Arbeits­
losigkeit in Europa, insbesondere gegen die Jugendarbeits­
losigkeit und Langzeitarbeitslosigkeit, durch die För­
derung einer Kultur des lebenslangen Lernens, das Vor­
gehen gegen soziale Ausgrenzung und die Förderung von 
aktiver Bürgerschaft. Hochwertige Praktika und Ausbil­
dungsverhältnisse – auch in Kleinstunternehmen sowie 
in kleinen und mittleren Unternehmen – werden benö­
tigt, um die Lücke zwischen dem durch allgemeine und 
berufliche Bildung erworbenen Wissen und den in der 
Arbeitswelt erforderlichen Fertigkeiten und Kompetenzen 
zu schließen und um die Beschäftigungsfähigkeit junger 
Menschen zu verbessern. 

(17) Um die Prioritäten der Agenda für die europäische Zu­
sammenarbeit im Schulwesen – insbesondere die Verbes­
serung der Qualität der Schulbildung in der Union im 
Bereich Kompetenzentwicklung – zu unterstützen, die 
Gerechtigkeit und Integration in den Schulsystemen 
und schulischen Einrichtungen zu verbessern und die 
Rolle der Lehrkräfte und der Schulleitung zu stärken 
und sie zu unterstützen, sollten die Intensität und der 
Umfang der europäischen Zusammenarbeit zwischen 
Schulen sowie der Mobilität von Schulpersonal und Ler­
nenden gesteigert werden. Im Vordergrund stehen sollten 
dabei insbesondere die strategischen Ziele – Vermin­
derung der Schulabbrecherquote, Steigerung der Leistun­
gen bei den Grundkompetenzen sowie Verbesserung der 

Teilnahme an und der Qualität der frühkindlichen Betreu­
ung, Bildung und Erziehung – sowie die Ziele für die 
Stärkung der beruflichen Kompetenzen von Lehrkräften 
und Schulleiterinnen und Schulleitern und die Verbes­
serung der Bildungschancen von Kindern mit Migrations­
hintergrund oder aus sozioökonomisch benachteiligten 
Verhältnissen. 

(18) Die mit der Entschließung des Rates vom 28. November 
2011 festgelegte erneuerte europäische Agenda für die 
Erwachsenenbildung zielt darauf ab, allen Erwachsenen 
die Möglichkeit zu geben, ihre Fertigkeiten und Kom­
petenzen ihr ganzes Leben lang weiterzuentwickeln und 
auszubauen. Besondere Aufmerksamkeit sollte dabei der 
Verbesserung der Lernangebote für die große Zahl gering 
qualifizierter Europäerinnen und Europäer gelten, vor al­
lem durch die Verbesserung der Lese-, Schreib- und Re­
chenfähigkeiten und durch die Förderung von flexiblen 
Lernpfaden und Angeboten des zweiten Bildungswegs. 

(19) Das Europäische Jugendforum, die nationalen Informati­
onszentren für Fragen der akademischen Anerkennung 
(NARIC), die Eurydice-, Euroguidance- und Eurodesk-Net­
ze, die nationalen Unterstützungsdienste für die Aktion 
eTwinning, die nationalen Europass-Zentralstellen und 
die Nationalen Informationsstellen in den Nachbar­
schaftsländern tragen mit ihrer Arbeit maßgeblich zur 
Erreichung der Ziele des Programms bei, insbesondere 
indem sie der Kommission regelmäßig aktuelle Informa­
tionen aus ihren jeweiligen Tätigkeitsfeldern zur Ver­
fügung stellen und indem sie die Ergebnisse des Pro­
gramms in der Union und den Partnerländern bekannt 
machen. 

(20) Die Kooperation mit internationalen Organisationen im 
Rahmen des Programms in den Bereichen allgemeine und 
berufliche Bildung, Jugend und Sport, insbesondere mit 
dem Europarat, sollte verstärkt werden. 

(21) Um zur weltweiten Entwicklung von Exzellenz im Be­
reich Forschung und Studien zur europäischen Integra­
tion beizutragen und um dem zunehmenden Bedarf nach 
Wissen und Dialog über den europäischen Integrations­
prozess und seine Entwicklung zu begegnen, muss Ex­
zellenz in Lehre, Forschung und Analyse in diesem Be­
reich gefördert werden, indem Hochschuleinrichtungen 
oder Verbände, die sich mit dem europäischen Integrati­
onsprozess befassen, sowie Verbände, die ein Ziel von 
europäischem Interesse verfolgen, mit Hilfe der Aktion 
Jean Monnet unterstützt werden. 

(22) Eine Zusammenarbeit mit Organisationen der Zivilgesell­
schaft im Rahmen des Programms in den Bereichen all­
gemeine und berufliche Bildung sowie Jugend und Sport 
auf nationaler Ebene und auf Unionsebene ist von großer 
Bedeutung, um die Eigenverantwortung der Beteiligten im 
Zusammenhang mit Strategien und Maßnahmen für le­
benslanges Lernen zu stärken und die Ideen und Pro­
bleme der Beteiligten auf allen Ebenen zu berücksichti­
gen.
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(23) In ihrer Mitteilung mit dem Titel "Entwicklung der euro­
päischen Dimension des Sports" vom 18. Januar 2011 
erläutert die Kommission ihre Vorstellungen für Maßnah­
men auf Unionsebene im Bereich des Sports nach dem 
Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon und schlägt eine 
Reihe konkreter, von der Kommission und den Mitglied­
staaten umzusetzender Maßnahmen zur Stärkung der eu­
ropäischen Identität des Sports in drei großen themati­
schen Bereichen vor: gesellschaftliche Rolle des Sports, 
wirtschaftliche Dimension des Sports und Organisation 
des Sports. Auch muss der Zusatznutzen, den der Sport 
– darunter auch die einheimischen Sportarten – für das 
kulturelle und historische Erbe der Union hat, berück­
sichtigt werden. 

(24) Es ist erforderlich, den Fokus insbesondere auf den Brei­
tensport und Freiwilligentätigkeiten im Bereich des Sports 
zu richten, da diese soziale Eingliederung, Chancengleich­
heit und gesundheitsfördernde körperliche Betätigung in 
besonderer Weise fördern. 

(25) Eine verbesserte Transparenz und Anerkennung von 
Qualifikationen und Kompetenzen und die Steigerung 
der Akzeptanz der Transparenz- und Anerkennungs­
instrumente der Union sollten zur Entwicklung einer 
qualitativ hochwertigen allgemeinen und beruflichen Bil­
dung beitragen und auch die Mobilität für Zwecke des 
lebenslangen Lernens sowie die beruflich bedingte Mobi­
lität in Europa sowohl länder- als auch branchenüber­
greifend erleichtern. Indem man den Zugang zu den in 
anderen Ländern genutzten Methoden, Verfahren und 
Technologien erleichtert, wird auch die Beschäftigungs­
fähigkeit verbessert. 

(26) Es ist zu empfehlen, dass der Einsatz folgender Instru­
mente ausgeweitet wird: das einheitliche Rahmenkonzept 
der Union zur Förderung der Transparenz bei Qualifika­
tionen und Kompetenzen (Europass), eingerichtet durch 
Entscheidung Nr. 2241/2004/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates) ( 1 ), das Europäische Register für 
Qualitätssicherung in der Hochschulbildung (EQAR) und 
der Europäische Verband für Qualitätssicherung im 
Hochschulbereich (ENQA), eingerichtet gemäß Empfeh­
lung 2006/143/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates ( 2 ), der Europäische Qualifikationsrahmen für 
lebenslanges Lernen (EQR), eingerichtet gemäß der Emp­
fehlung des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. April 2008 ( 3 ), das Europäische Leistungspunktesys­
tem für die Berufsbildung (ECVET), eingerichtet gemäß 
der Empfehlung des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 18. Juni 2009 ( 4 ), und der Europäische 

Bezugsrahmen für die Qualitätssicherung in der berufli­
chen Aus- und Weiterbildung (EQAVET), eingerichtet 
durch die Empfehlung des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 18. Juni 2009 ( 5 ) sowie das Europäische 
System zur Übertragung und Akkumulierung von Studi­
enleistungen (ECTS). 

(27) Um die an die Öffentlichkeit gerichtete Kommunikation 
effizienter zu gestalten und umfassendere Synergien mit 
den Kommunikationsaktivitäten der Kommission aus­
zuschöpfen, sollten die nach Maßgabe dieser Verordnung 
für die Kommunikation zugewiesenen Ressourcen auch 
zur Finanzierung der institutionellen Kommunikation 
über die politischen Prioritäten der Union beitragen, so­
weit diese mit dem allgemeinen Ziel dieser Verordnung 
in Zusammenhang stehen. 

(28) Der europäische Mehrwert sämtlicher im Rahmen des 
Programms durchgeführter Maßnahmen muss gewährleis­
tet sein, ebenso wie ihre Komplementarität mit Tätigkei­
ten der Mitgliedstaaten gemäß Artikel 167 Absatz 4 des 
AEUV sowie mit anderen Tätigkeiten, insbesondere in 
den Bereichen Kultur und Medien, Beschäftigung, For­
schung und Innovation, Industrie- und Unternehmens­
politik, Kohäsions- und Entwicklungspolitik sowie Erwei­
terungspolitik und -initiativen und Instrumente und Stra­
tegien im Bereich Regionalpolitik und Außenbeziehun­
gen. 

(29) Das Programm soll sich positiv und nachhaltig auf die 
Politik und die Verfahren in den Bereichen allgemeine 
und berufliche Bildung, Jugend und Sport auswirken. 
Diese systemrelevante Wirkung sollte mit Hilfe der in 
dem Programm vorgesehenen verschiedenen Maßnahmen 
und Aktivitäten erzielt werden, die darauf abzielen, Ver­
änderungen auf institutioneller Ebene zu fördern, und die 
gegebenenfalls Innovationen auf der Ebene der Systeme 
bewirken. Die einzelnen Projekte, für die finanzielle Un­
terstützung durch das Programm beantragt wird, müssen 
keine systemrelevante Wirkung haben. Die systemrele­
vante Wirkung sollte durch die Gesamtwirkung aller die­
ser Projekte erzielt werden. 

(30) Ein wirksames Leistungsmanagement, das auch die Eva­
luierung und das Monitoring einschließt, erfordert die 
Entwicklung spezifischer, im Zeitverlauf messbarer und 
realistischer Leistungsindikatoren, die der Interventions­
logik entsprechen. 

(31) Die Kommission und die Mitgliedstaaten sollten die Nut­
zung von IKT und von neuen Technologien optimieren, 
um den Zugang zu Maßnahmen in den Bereichen all­
gemeine und berufliche Bildung, Jugend und Sport zu 
verbessern. Ein Bestandteil hiervon könnte die virtuelle 
Mobilität sein, die die Lernmobilität ergänzen, aber nicht 
ersetzen sollte.
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(32) In dieser Verordnung wird für die Gesamtlaufzeit des 
Programms eine Finanzausstattung festgesetzt, die für 
das Europäische Parlament und den Rat im Rahmen 
des jährlichen Haushaltsverfahrens den vorrangigen Be­
zugsrahmen im Sinne von Nummer 17 der Interinstitu­
tionellen Vereinbarung zwischen dem Europäischen Par­
lament, dem Rat und der Kommission über die Haus­
haltsdisziplin, die Zusammenarbeit im Haushaltsbereich 
und die wirtschaftliche Haushaltsführung ( 1 ) bildet. 

(33) Um die Kontinuität der im Rahmen des Programms ge­
währten finanziellen Förderung der Funktionsweise von 
Einrichtungen zu gewährleisten, sollte die Kommission 
während der Anfangsphase des Programms die Möglich­
keit haben, die direkt mit der Durchführung der geför­
derten Aktivitäten zusammenhängenden Kosten als för­
derfähig einzustufen, auch wenn diese Kosten dem Emp­
fänger bereits vor der Einreichung des Finanzhilfeantrags 
entstanden sind. 

(34) Es sollten Leistungskriterien aufgestellt werden, auf deren 
Grundlage die Aufteilung der Haushaltsmittel auf die Mit­
gliedstaaten für die von den nationalen Agenturen ver­
walteten Maßnahmen erfolgen sollte. 

(35) Die Kandidatenländer für den Beitritt zur Europäischen 
Union sowie die Länder der Europäischen Freihandels­
assoziation (EFTA), die Teil des Europäischen Wirtschafts­
raums (EWR) sind, können gemäß Rahmenabkommen, 
Assoziationsratsbeschlüssen oder ähnlichen Übereinkünf­
ten an den Unionsprogrammen teilnehmen. 

(36) Die Schweizerische Eidgenossenschaft kann gemäß einer 
zwischen der Europäischen Union und diesem Land zu 
schließenden Übereinkunft an den Unionsprogrammen 
teilnehmen. 

(37) Natürliche Personen aus einem überseeischen Land oder 
Gebiet (ÜLG) sowie die zuständigen öffentlichen und/ 
oder privaten Einrichtungen und Institutionen eines 
ÜLG können gemäß dem Beschluss 2001/822/EG des 
Rates ( 2 ) an den Programmen teilnehmen. Die Schwierig­
keiten, denen die Regionen der Union in äußerster Rand­
lage und die ÜLG aufgrund ihrer großen Entfernung aus­
gesetzt sind, sollten bei der Umsetzung des Programms 
berücksichtigt werden. 

(38) Die Kommission und die Hohe Vertreterin der Europäi­
schen Union für Außen- und Sicherheitspolitik heben in 
ihrer gemeinsamen Mitteilung "Eine neue Antwort auf 
eine Nachbarschaft im Wandel" vom 25. Mai 2011 unter 
anderem hervor, dass die Teilnahme der Nachbarschafts­
länder an den Maßnahmen der Union zur Förderung der 
Mobilität und des Aufbaus von Kapazitäten im Bereich 
der Hochschulbildung weiter erleichtert und das künftige 
Bildungsprogramm für die Nachbarschaftsländer geöffnet 
werden sollte. 

(39) Die finanziellen Interessen der Union sollten während des 
ganzen Ausgabenzyklus durch angemessene Maßnahmen 
geschützt werden; hierzu zählen die Prävention, Auf­
deckung und Untersuchung von Unregelmäßigkeiten, 

die Rückforderung entgangener, rechtsgrundlos gezahlter 
oder zweckfremd verwendeter Mittel und gegebenenfalls 
Sanktionen. Während der Finanzierungsbedarf für die 
Außenhilfe der Union weiter steigt, sind die für diese 
Hilfe verfügbaren Mittel aufgrund der Konjunktur- und 
Haushaltslage der Union begrenzt. Die Kommission sollte 
daher für eine möglichst effiziente und nachhaltige Nut­
zung der verfügbaren Mittel sorgen und zu diesem 
Zweck insbesondere Finanzierungsinstrumente mit He­
belwirkung einsetzen. 

(40) Um den Zugang zu dem Programm zu erweitern, sollten 
die Finanzhilfen zur Förderung der Mobilität von Einzel­
personen den Lebenshaltungs- und Aufenthaltskosten des 
Aufnahmelandes angepasst werden. Die Mitgliedstaaten 
sollten zudem darin bestärkt werden, diese Finanzhilfen 
gemäß ihren einzelstaatlichen Rechtsvorschriften von 
Steuern und Sozialabgaben zu befreien. Diese Befreiung 
sollte auch für öffentliche oder private Einrichtungen gel­
ten, die für die Vergabe der Finanzhilfen an die betref­
fenden Personen zuständig sind. 

(41) Gemäß Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates ( 3 ) kann der Zeit­
aufwand von Freiwilligen als Kofinanzierung in Form von 
Sachleistungen anerkannt werden. 

(42) In ihrer Mitteilung "Ein Haushalt für Europa 2020" vom 
29. Juni 2011 hat die Kommission unterstrichen, dass sie 
sich für die Vereinfachung der Finanzierungsmodalitäten 
der Union einsetzen wird. Entsprechend soll die Schaf­
fung eines Gesamtprogramms für allgemeine und beruf­
liche Bildung, Jugend und Sport zu erheblichen Verein­
fachungen und Synergien bei der Programmverwaltung 
führen. Zusätzlich sollte die Programmumsetzung durch 
die Verwendung von Finanzierungen für Pauschalbeträge, 
Einheitskosten und Einheitssätze und die Verringerung 
der formalen und verwaltungstechnischen Anforderungen 
an Empfänger und Mitgliedstaaten vereinfacht werden. 

(43) Eine Verbesserung der Umsetzung und der Qualität der 
Ausgaben sollten Leitlinien für die Verwirklichung der 
Zielvorgaben des Programms darstellen und gleichzeitig 
den optimalen Einsatz der Finanzmittel gewährleisten. 

(44) Es ist wichtig, die Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung 
des Programms und seiner Durchführung in einer mög­
lichst wirksamen und nutzerfreundlichen Weise sicher­
zustellen und gleichzeitig für Rechtssicherheit und den 
Zugang aller Teilnehmer zu den Mitteln des Programms 
zu sorgen. 

(45) Um während der gesamten Laufzeit des Programms 
schnell auf sich wandelnde Bedürfnisse reagieren zu kön­
nen, sollte die Kommission ermächtigt werden, gemäß 
Artikel 290 AEUV Rechtsakte zur Änderung der Bestim­
mungen über zusätzliche von den nationalen Agenturen 
verwalteten Maßnahmen zu erlassen. Es ist von besonde­
rer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer Vor­
bereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf
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der Ebene von Sachverständigen, durchführt. Bei der Vor­
bereitung und Ausarbeitung delegierter Rechtsakte sollte 
die Kommission gewährleisten, dass die einschlägigen 
Dokumente dem Europäischen Parlament und dem Rat 
gleichzeitig, rechtzeitig und auf angemessene Weise über­
mittelt werden. 

(46) Zur Gewährleistung einheitlicher Bedingungen für die 
Durchführung dieser Verordnung sollten der Kommission 
Durchführungsbefugnisse übertragen werden. Diese Be­
fugnisse sollten im Einklang mit der Verordnung (EU) 
Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes ( 1 ) ausgeübt werden. 

(47) Das Programm sollte sich auf drei unterschiedliche Berei­
che erstrecken, und der nach dieser Verordnung einge­
richtete Ausschuss sollte sich sowohl mit bereichsüber­
greifenden Fragen als auch mit Fragen befassen, die nur 
einen Bereich betreffen. Es ist Sache der Mitgliedstaaten 
sicherzustellen, dass entsprechend den Tagesordnungs­
punkten geeignete Vertreter zu den Sitzungen in den 
Ausschuss entsandt werden, und es ist Sache des Aus­
schussvorsitzes sicherzustellen, dass die Tagesordnung 
deutlich angibt, welcher Bereich oder welche Bereiche 
auf der Sitzung behandelt wird bzw. werden und für 
jeden Bereich, welche Themen in der Sitzung erörtert 
werden sollen. Wo dies angemessen ist, sollte im Ein­
klang mit der Geschäftsordnung des Ausschusses und 
auf Ad-hoc-Basis die Möglichkeit bestehen, externe Sach­
verständige, einschließlich Vertreter der Sozialpartner, 
einzuladen, als Beobachter an Ausschusssitzungen teil­
zunehmen. 

(48) Es ist angezeigt zu gewährleisten, dass das Programm 
ordnungsgemäß abgeschlossen wird, insbesondere in Be­
zug auf die Fortführung mehrjähriger Verwaltungsverein­
barungen, wie die zur Finanzierung technischer und ad­
ministrativer Unterstützung. Ab dem 1. Januar 2014 
sollte die technische und administrative Unterstützung 
erforderlichenfalls die Verwaltung von Maßnahmen ge­
währleisten, die noch nicht bis Ende des Jahres 2013 
im Rahmen der Vorläuferprogramme abgeschlossen wur­
den. 

(49) Da das Ziel dieser Verordnung, nämlich die Einrichtung 
des Programms, von den Mitgliedstaaten nicht ausrei­
chend verwirklicht werden kann, sondern vielmehr we­
gen seines Umfangs und seiner Wirkungen auf Unions­
ebene besser zu verwirklichen ist, kann die Union im 
Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags über die 
Europäische Union niedergelegten verankerten Subsidia­
ritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in demsel­
ben Artikel genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
geht diese Verordnung nicht über das zur Verwirklichung 
dieses Ziels erforderliche Maß hinaus. 

(50) Die Beschlüsse Nr. 1719/2006/EG, Nr. 1720/2006/EG 
und Nr. 1298/2008/EG sollten daher aufgehoben wer­
den. 

(51) Um die Kontinuität der im Rahmen des Programms ge­
währten finanziellen Förderung zu gewährleisten, sollte 
diese Verordnung ab dem 1. Januar 2014 gelten. Aus 
Gründen der Dringlichkeit sollte diese Verordnung sobald 
wie möglich nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft treten — 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

KAPITEL I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Umfang des Programms 

(1) Mit der vorliegenden Verordnung wird ein Programm für 
Maßnahmen der Union in den Bereichen allgemeine und beruf­
liche Bildung, Jugend und Sport mit der Bezeichnung "Eras­
mus+" (im Folgenden "Programm") eingerichtet 

(2) Die Durchführung des Programms beginnt am 1. Januar 
2014 und endet am 31. Dezember 2020. 

(3) Das Programm erstreckt sich unter Achtung der Struktu­
ren und besonderen Bedürfnisse der verschiedenen Sektoren in 
den Mitgliedstaaten auf folgende Bereiche: 

a) allgemeine und berufliche Bildung auf allen Ebenen im Sinne 
des lebenslangen Lernens, einschließlich Schulbildung (Co­
menius), Hochschulbildung (Erasmus), internationale Hoch­
schulbildung (Erasmus Mundus), berufliche Aus- und Weiter­
bildung (Leonardo da Vinci) und Erwachsenenbildung 
(Grundtvig); 

b) Jugend (Jugend in Aktion), insbesondere im Kontext des 
nicht formalen und des informellen Lernens; 

c) Sport, insbesondere Breitensport. 

(4) Das Programm umfasst eine internationale Dimension, 
die darauf abzielt, das auswärtige Handeln der Union, ein­
schließlich der Entwicklungsziele, durch Zusammenarbeit zwi­
schen der Union und Partnerländern zu unterstützen. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

1. "lebenslanges Lernen" alle Formen der allgemeinen und der 
beruflichen Bildung und Ausbildung sowie des nicht for­
malen und informellen Lernens während des gesamten Le­
bens, aus denen sich eine Verbesserung von Wissen, Fertig­
keiten und Kompetenzen oder der Teilnahme an der Gesell­
schaft im Hinblick auf persönliche, staatsbürgerliche, kultu­
relle, soziale und/oder beschäftigungsbezogene Ziele ergibt, 
einschließlich der Bereitstellung von Beratungs- und Orien­
tierungsdiensten;
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2. "nicht formales Lernen" Lernen, das mit Hilfe von plan­
mäßigem Handeln (in Bezug auf Lernziele und -zeiten) 
stattfindet und das z. B. durch die Schaffung einer Schü­
ler-Lehrer-Beziehung unterstützt wird, das jedoch nicht Teil 
des formalen Systems der allgemeinen und beruflichen Bil­
dung ist; 

3. "informelles Lernen" Lernen durch alltägliche Aktivitäten 
im Rahmen des Arbeits- oder Familienlebens oder der Frei­
zeit, das im Hinblick auf Ziele, Zeit oder Lernunterstützung 
nicht organisiert oder strukturiert ist und das von dem 
Lernenden nicht beabsichtigt sein muss; 

4. "strukturierter Dialog" den Dialog mit jungen Menschen 
und Jugendorganisationen, der als Plattform für den ständi­
gen Gedankenaustausch über die Prioritäten und die Durch­
führung der jugendpolitischen Zusammenarbeit in Europa 
und das weitere Vorgehen dient; 

5. "länderübergreifend" – sofern nicht anders angegeben – jede 
Maßnahme, an der mindestens zwei Programmländer ge­
mäß Artikel 24 Absatz 1 beteiligt sind; 

6. "international" jede Maßnahme, an der mindestens ein Pro­
grammland und mindestens ein Drittland (im Folgenden 
"Partnerland") beteiligt sind; 

7. "Lernmobilität" den physischen Wechsel einer Person in ein 
anderes Land als das Land des Wohnsitzes, um dort zu 
studieren, einer beruflichen Aus- oder Weiterbildung oder 
einer nichtformalen oder informellen Lernaktivität nach­
zugehen; diese kann in Form eines Praktikums, einer Lehre, 
eines Jugendaustauschs, einer Freiwilligentätigkeit, einer 
Lehrtätigkeit oder einer Aktivität zur beruflichen Weiterent­
wicklung stattfinden; sie kann auch vorbereitende Maßnah­
men, wie etwa Unterricht in der Sprache des Aufnahme­
landes, sowie Entsende-, Aufnahme- und Folgemaßnahmen 
beinhalten. 

8. "Zusammenarbeit zur Förderung von Innovation und zum 
Austausch von bewährten Verfahren" länderübergreifende 
und internationale Kooperationsprojekte, an denen Organi­
sationen, die in den Bereichen allgemeine und berufliche 
Bildung und/oder Jugend tätig sind, sowie gegebenenfalls 
andere Organisationen teilnehmen; 

9. "Unterstützung politischer Reformen" jegliche Art von Tä­
tigkeit, die die Modernisierung der Systeme der allgemeinen 
und beruflichen Bildung unterstützt und erleichtert und die 
Entwicklung einer europäischen Jugendpolitik fördert, und 
zwar mittels politischer Zusammenarbeit zwischen den Mit­
gliedstaaten, insbesondere im Rahmen der offenen Methode 
der Koordinierung und mit Hilfe des strukturierten Dialogs 
mit jungen Menschen; 

10. "virtuelle Mobilität" verschiedene durch Informations- und 
Kommunikationstechnologien gestützte Aktivitäten ein­
schließlich eLearning, die auf institutioneller Ebene organi­
siert werden und transnationale und/oder internationale Ko­
operationserfahrungen in Zusammenhang mit dem Lehren 
und/oder Lernen ermöglichen bzw. erleichtern; 

11. "Personal" Personen, die entweder beruflich oder freiwillig 
Aufgaben in der allgemeinen oder beruflichen Bildung oder 

in Angeboten des nicht formalen Lernens für junge Men­
schen erfüllen; diese Personen können beispielsweise Lehr­
kräfte (auch im Hochschulbereich), Ausbilder, Schulleiter, 
Jugendarbeiter und nicht pädagogisch tätiges Personal sein; 

12. "Jugendarbeiter" Personen, die beruflich oder freiwillig im 
Bereich des nicht formalen Lernens tätig sind und die junge 
Menschen in ihrer persönlichen sozialen und beruflichen 
Entwicklung unterstützen; 

13. "junge Menschen" Personen im Alter von 13 bis 30 Jahren; 

14. "Hochschuleinrichtungen" 

a) alle Arten von Einrichtungen der Hochschulbildung ge­
mäß den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften oder Ge­
pflogenheiten, an denen anerkannte akademische Grade 
oder andere anerkannte Qualifikationen der Tertiärstufe 
erworben werden können, ungeachtet ihrer jeweiligen 
Bezeichnung; 

b) alle Einrichtungen, die gemäß den einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften oder Gepflogenheiten berufliche 
Aus- oder Weiterbildung der Tertiärstufe anbieten; 

15. "gemeinsamer Abschluss" einen einzigen Abschluss, der im 
Rahmen eines von mindestens zwei Hochschuleinrichtun­
gen angebotenen Studiengangs erworben wird und der von 
allen beteiligten Einrichtungen gemeinsam ausgestellt und 
verliehen sowie offiziell in den Ländern anerkannt wird, in 
denen die beteiligten Einrichtungen ihren Sitz haben; 

16. "Doppelabschluss/Mehrfachabschluss" das Ergebnis eines 
Studiengangs, der von mindestens zwei (beim Doppel­
abschluss) oder mehr (beim Mehrfachabschluss) Hochschul­
einrichtungen angeboten wird und bei dem jede der betei­
ligen Einrichtungen den Absolventen des Studiengangs ei­
nen separaten Abschluss verleiht; 

17. "Jugendaktivität" eine Aktivität außerhalb der Schule (z. B. 
Jugendaustausch, Freiwilligendienst oder Ausbildungspro­
gramme für Jugendliche), die ein junger Mensch entweder 
einzeln oder in einer Gruppe ausführt, insbesondere orga­
nisiert durch Jugendorganisationen, und die auf einem An­
satz des nicht formalen Lernens beruht; 

18. "Partnerschaft" eine Vereinbarung einer Gruppe von Ein­
richtungen und/oder Organisationen aus unterschiedlichen 
Programmländern, um gemeinsam europäische Aktivitäten 
in den Bereichen allgemeine und berufliche Bildung, Jugend 
und Sport durchzuführen oder ein formales oder informel­
les Netz in einem relevanten Bereich aufzubauen, etwa ge­
meinsame Lernprojekte für Schüler und ihre Lehrkräfte in 
Form von Austauschprogrammen für Schulklassen und von 
individueller langfristiger Mobilität, Intensivprogramme im 
Hochschulbereich sowie Zusammenarbeit zwischen regio­
nalen und lokalen Gebietskörperschaften, um die interregio­
nale Zusammenarbeit, einschließlich der Zusammenarbeit 
zwischen Grenzregionen, zu fördern; sie kann auf Einrich­
tungen und/oder Organisationen aus Partnerländern aus­
gedehnt werden, um die Qualität der Partnerschaft zu ver­
bessern;
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19. "Schlüsselkompetenzen" den Grundstock an Kenntnissen, 
Fertigkeiten und Einstellungen, die alle Menschen gemäß 
der Empfehlung 2006/962/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates ( 1 ) für ihre persönliche Entfaltung und Ent­
wicklung, aktive Beteiligung an der Gesellschaft, soziale 
Integration und Beschäftigung benötigen; 

20. "offene Methode der Koordinierung" (OMK) eine zwischen­
staatliche Methode, die einen Rahmen für die Zusammen­
arbeit zwischen Mitgliedstaaten bietet, deren nationale Po­
litiken damit auf bestimmte gemeinsame Ziele ausgerichtet 
werden können; innerhalb dieses Programms wird die OMK 
in den Bereichen allgemeine und berufliche Bildung sowie 
Jugend angewandt; 

21. "Transparenz- und Anerkennungsinstrumente der Union" 
Instrumente, die es den Beteiligten unionsweit erleichtern, 
Lernergebnisse und Qualifikationen zu verstehen, ein­
zuschätzen und gegebenenfalls anzuerkennen; 

22. "Nachbarschaftsländer" die Länder und Gebiete, die von der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik erfasst werden; 

23. "duale Karrieren" die Kombination des Trainings für den 
Leistungssport mit der allgemeinen Bildung oder der Berufs­
tätigkeit; 

24. "Breitensport" organisierten Sport, der auf lokaler Ebene 
durch Amateursportler ausgeübt wird, und Sport für alle. 

Artikel 3 

Europäischer Mehrwert 

(1) Im Rahmen des Programms werden ausschließlich Maß­
nahmen und Aktivitäten mit potenziellem europäischem Mehr­
wert unterstützt, die zur Erreichung der in Artikel 4 genannten 
allgemeinen Ziele beitragen. 

(2) Die Maßnahmen und Aktivitäten des Programms leisten 
insbesondere durch Folgendes einen europäischen Mehrwert: 

a) ihren länderübergreifenden Charakter, insbesondere in Bezug 
auf Mobilität und Zusammenarbeit, mit denen eine nachhal­
tige systemrelevante Wirkung erreicht werden soll; 

b) ihre Komplementarität und ihre Synergien mit anderen Pro­
grammen und Maßnahmen auf nationaler, Unions- und in­
ternationaler Ebene; 

c) ihren Beitrag zum wirksamen Einsatz der Transparenz- und 
Anerkennungsinstrumente der Union. 

Artikel 4 

Allgemeines Ziel des Programms 

Das Programm trägt bei zur Erreichung: 

a) der Ziele der Strategie Europa 2020, einschließlich des Kern­
ziels im Bereich Bildung; 

b) der Ziele des strategischen Rahmens für die europäische Zu­
sammenarbeit auf dem Gebiet der allgemeinen und berufli­
chen Bildung (ET 2020), einschließlich der einschlägigen Re­
ferenzwerte; 

c) der nachhaltigen Entwicklung des Hochschulwesens in Part­
nerländern; 

d) der allgemeinen Ziele des erneuerten Rahmens für die ju­
gendpolitische Zusammenarbeit in Europa (2010-2018), 

e) des Ziels der Entwicklung der europäischen Dimension im 
Sport, insbesondere im Breitensport, entsprechend dem Ar­
beitsplan der Union für den Sport; und 

f) der Förderung der europäischen Werte gemäß Artikel 2 des 
Vertrags über die Europäische Union. 

KAPITEL II 

Allgemeine und berufliche Bildung 

Artikel 5 

Einzelziele 

(1) Im Einklang mit dem in Artikel 4 genannten allgemeinen 
Ziel des Programms, insbesondere mit den Zielen des ET 2020, 
sowie mit dem Ziel der Unterstützung der nachhaltigen Ent­
wicklung des Hochschulwesens in Partnerländern, verfolgt das 
Programm die folgenden Einzelziele: 

a) Verbesserung des Niveaus der Schlüsselkompetenzen und 
-fertigkeiten insbesondere hinsichtlich ihrer Relevanz für 
den Arbeitsmarkt und ihres Beitrags zu einem stärkeren so­
zialen Zusammenhalt, insbesondere durch verbesserte Mög­
lichkeiten der Lernmobilität und durch eine verstärkte Zu­
sammenarbeit zwischen der Welt der allgemeinen und beruf­
lichen Bildung und der Arbeitswelt; 

b) Förderung von Qualitätsverbesserungen, Innovationsexzel­
lenz und Internationalisierung auf Ebene der Bildungs- und 
Berufsbildungseinrichtungen, insbesondere durch verstärkte 
länderübergreifende Zusammenarbeit zwischen Bildungs- 
und Berufsbildungsanbietern und anderen Beteiligten; 

c) Förderung der Entstehung eines europäischen Raums des 
lebenslangen Lernens zur Ergänzung politischer Reformen 
auf nationaler Ebene und zur Unterstützung der Modernisie­
rung der Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung, 
insbesondere durch eine verstärkte politische Zusammen­
arbeit, die bessere Nutzung der Transparenz- und Anerken­
nungsinstrumente der Union und die Verbreitung bewährter 
Verfahren, sowie die diesbezügliche Sensibilisierung der Öf­
fentlichkeit;
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d) Verbesserung der internationalen Dimension der allgemeinen 
und beruflichen Bildung, insbesondere durch die Zusammen­
arbeit zwischen Einrichtungen der Union und von Partner­
ländern in den Bereichen berufliche Aus- und Weiterbildung 
und Hochschulbildung, durch die Steigerung der Attraktivität 
der europäischen Hochschuleinrichtungen und die Unterstüt­
zung des auswärtigen Handelns der Union, einschließlich der 
Entwicklungsziele, mittels Förderung der Mobilität und Zu­
sammenarbeit zwischen Hochschuleinrichtungen in der 
Union und Partnerländern und gezieltem Aufbau von Kapa­
zitäten in Partnerländern; 

e) Verbesserung des Sprachunterrichts und des Erlernens von 
Sprachen sowie Förderung der großen sprachlichen Vielfalt 
und des interkulturellen Bewusstseins in der Union; 

f) Förderung von Exzellenz in der Lehre und Forschung zur 
europäischen Integration mittels weltweiter Jean-Monnet-Ak­
tivitäten gemäß Artikel 10; 

(2) Für die Zwecke der Evaluierung des Programms werden 
in Anhang I jeweils messbare und einschlägige Indikatoren für 
die in Absatz 1 genannten Einzelziele festgelegt. 

Artikel 6 

Maßnahmen des Programms 

(1) Im Bereich allgemeine und berufliche Bildung werden die 
Ziele des Programms mit Hilfe der folgenden Maßnahmearten 
verfolgt: 

a) Lernmobilität von Einzelpersonen; 

b) Zusammenarbeit zur Förderung von Innovation und zum 
Austausch von bewährten Verfahren und 

c) Unterstützung politischer Reformen. 

(2) Die spezifischen Jean-Monnet-Aktivitäten werden in Arti­
kel 10 beschrieben. 

Artikel 7 

Lernmobilität von Einzelpersonen 

(1) Im Rahmen der "Lernmobilität von Einzelpersonen" wer­
den folgende Aktivitäten in den Programmländern gemäß Ar­
tikel 24 Absatz 1 unterstützt: 

a) die Mobilität von Studierenden auf allen Ebenen der Hoch­
schulbildung und von Berufsschülern, Auszubildenden und 
Schülern. Bei dieser Mobilität kann es sich um einen Studien- 
bzw. Schulungsaufenthalt an einer Partnereinrichtung oder 
um einen berufspraktischen Aufenthalt oder das Sammeln 
von Erfahrung als Auszubildender, Assistent oder Praktikant 
im Ausland handeln. Mobilität zum Erwerb eines Studien­
abschlusses auf Master-Ebene kann im Rahmen der Bürg­
schaftsfazilität für Studiendarlehen gemäß Artikel 20 geför­
dert werden; 

b) die in eines der Programmländer gemäß Artikel 24 Absatz 1 
gerichtete Mobilität von Personal. Bei dieser Mobilität kann 
es sich um einen Lehraufenthalt, Tätigkeiten im Rahmen 

einer Assistenz oder die Teilnahme an Aktivitäten zur beruf­
lichen Entwicklung im Ausland handeln. 

(2) Diese Maßnahme unterstützt außerdem die internationale, 
in Partnerländer gerichtete oder von Partnerländern ausgehende 
Mobilität von Studierenden und Personal im Hochschulbereich, 
einschließlich der Mobilität, die auf der Grundlage qualitativ 
hochwertiger gemeinsamer Abschlüsse, Doppel- oder Mehrfach­
abschlüsse oder auf der Grundlage gemeinsamer Aufforderun­
gen organisiert wird. 

Artikel 8 

Zusammenarbeit zur Förderung von Innovation und zum 
Austausch von bewährten Verfahren 

(1) Im Rahmen der Zusammenarbeit zur Förderung von In­
novation und zum Austausch von bewährten Verfahren wird 
Folgendes unterstützt: 

a) strategische Partnerschaften, die auf die Entwicklung und 
Umsetzung gemeinsamer Initiativen sowie auf die Förderung 
von Peer Learning und Erfahrungsaustausch abzielen, zwi­
schen Organisationen und/oder Einrichtungen, die in den 
Bereichen allgemeine und berufliche Bildung oder in anderen 
einschlägigen Bereichen tätig sind; 

b) Partnerschaften zwischen der Arbeitswelt und Bildungs- und 
Berufsbildungseinrichtungen in Form von 

— Wissensallianzen, insbesondere zwischen Hochschulein­
richtungen und der Arbeitswelt, die Kreativität, Innovati­
on, berufsbezogenes Lernen und Unternehmergeist för­
dern, indem sie relevante Lernangebote bereitstellen, ein­
schließlich der Entwicklung neuer Curricula und pädago­
gischer Ansätze; 

— Allianzen für branchenspezifische Fertigkeiten zwischen 
Bildungs- bzw. Berufsbildungsanbietern und der Arbeits­
welt mit dem Ziel, die Beschäftigungsfähigkeit zu för­
dern, zur Erstellung neuer branchenspezifischer oder 
branchenübergreifender Curricula beizutragen, innovative 
Methoden beruflicher Lehre, Aus- und Weiterbildung zu 
entwickeln und die Transparenz- und Anerkennungs­
instrumente der Union in die Praxis umzusetzen. 

c) IT-Plattformen – einschließlich insbesondere eTwinning – für 
alle Sektoren des Bildungs- und Ausbildungswesens, die Peer 
Learning, virtuelle Mobilität und den Austausch bewährter 
Verfahren ermöglichen und Teilnehmern aus den Nachbar­
schaftsländern den Zugang ermöglichen. 

(2) Diese Maßnahme unterstützt außerdem die Entwicklung, 
den Aufbau von Kapazitäten, die regionale Integration, den 
Wissensaustausch sowie Modernisierungsprozesse; dies ge­
schieht durch internationale Partnerschaften zwischen Hoch­
schuleinrichtungen in der Union und in Partnerländern, ins­
besondere zur Durchführung von Peer-Learning-Projekten und 
gemeinsamen Bildungsprojekten, sowie durch eine Förderung 
der regionalen Zusammenarbeit, insbesondere mit Nachbar­
schaftsländern, und der nationalen Informationsstellen.
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Artikel 9 

Unterstützung politischer Reformen 

(1) Die Unterstützung politischer Reformen umfasst auf Uni­
onsebene angestoßene Aktivitäten in Bezug auf Folgendes: 

a) die Umsetzung der politischen Agenda der Union in den 
Bereichen allgemeine und berufliche Bildung im Kontext 
der offenen Methode der Koordinierung sowie im Hinblick 
auf den Bologna- und den Kopenhagen-Prozess; 

b) die Anwendung der Transparenz- und Anerkennungsinstru­
mente der Union in den Programmländern – insbesondere 
des einheitlichen Rahmenkonzepts der Union zur Förderung 
der Transparenz bei Qualifikationen und Kompetenzen (Eu­
ropass), des Europäischen Qualifikationsrahmens (EQR), des 
Europäischen Systems zur Übertragung und Akkumulierung 
von Studienleistungen (ECTS), des Europäischen Leistungs­
punktesystems für die Berufsbildung (ECVET), des Europäi­
schen Bezugsrahmens für die Qualitätssicherung in der be­
ruflichen Aus- und Weiterbildung (EQAVET), des Europäi­
schen Registers für Qualitätssicherung in der Hochschulbil­
dung (EQAR) und des Europäischen Verbands für Qualitäts­
sicherung im Hochschulbereich (ENQA) – und Unterstützung 
unionsweiter Netze sowie europäischer nichtstaatlicher Orga­
nisationen, die im Bereich allgemeine und berufliche Bildung 
tätig sind; 

c) den politischen Dialog mit relevanten europäischen Beteilig­
ten im Bereich allgemeine und berufliche Bildung; 

d) NARIC, Eurydice und Euroguidance-Netze, nationale Euro­
pass-Zentralstellen. 

(2) Ferner fördert diese Maßnahme den politischen Dialog 
mit Partnerländern und internationalen Organisationen. 

Artikel 10 

Jean-Monnet-Aktivitäten 

Die Jean-Monnet-Aktivitäten zielen auf Folgendes ab: 

a) Förderung der weltweiten Lehre und Forschung zur europäi­
schen Integration mit Blick auf spezialisierte Wissenschaft­
lerinnen und Wissenschaftler, Lernende sowie Bürgerinnen 
und Bürger, insbesondere mittels Einrichtung von Jean-Mon­
net-Lehrstühlen und anderer akademischer Tätigkeiten sowie 
mittels Unterstützung von Aktivitäten zum Wissensaufbau 
an Hochschulen; 

b) Förderung der Aktivitäten von akademischen Einrichtungen 
bzw. Vereinigungen, die im Bereich der europäischen Inte­
gration aktiv sind und ein Jean-Monnet-Gütesiegel für Exzel­
lenz unterstützen; 

c) Förderung der folgenden Einrichtungen, die ein Ziel von 
europäischem Interesse verfolgen: 

i) Europäisches Hochschulinstitut in Florenz; 

ii) Europakolleg in Brügge und Natolin; 

iii) Europäisches Institut für öffentliche Verwaltung (EIPA) in 
Maastricht; 

iv) Europäische Rechtsakademie in Trier; 

v) Europäische Agentur für Entwicklungen in der sonderpä­
dagogischen Förderung in Odense; 

vi) Internationales Zentrum für europäische Bildung (CIFE) 
in Nizza; 

d) Förderung der strategischen Debatte und des Austauschs 
zwischen der akademischen Welt und politischen Entschei­
dungsträgern über politische Prioritäten der Union. 

KAPITEL III 

Jugend 

Artikel 11 

Einzelziele 

(1) Im Einklang mit dem in Artikel 4 genannten allgemeinen 
Ziel des Programms, insbesondere mit den Zielen des erneuer­
ten Rahmens für die jugendpolitische Zusammenarbeit in Eu­
ropa (2010–2018), werden mit dem Programm die folgenden 
Einzelziele verfolgt: 

a) Verbesserung des Niveaus der Schlüsselkompetenzen und 
-fertigkeiten von jungen Menschen, einschließlich junger 
Menschen mit geringeren Chancen, sowie Förderung der Be­
teiligung am demokratischen Leben in Europa und am Ar­
beitsmarkt, des bürgerschaftlichen Engagements, des interkul­
turellen Dialogs sowie von sozialer Inklusion und Solidarität, 
insbesondere durch mehr Möglichkeiten der Lernmobilität 
für junge Menschen, für die in der Jugendarbeit oder in 
Jugendorganisationen Tätigen und für Jugendleiter und durch 
verstärkte Verbindungen zwischen dem Jugendbereich und 
dem Arbeitsmarkt; 

b) Förderung von Qualitätsverbesserungen in der Jugendarbeit, 
insbesondere durch verstärkte Zusammenarbeit zwischen 
den im Jugendbereich tätigen Organisationen und/oder an­
deren Beteiligten; 

c) Ergänzung der politischen Reformen im Jugendbereich auf 
lokaler, regionaler und nationaler Ebene und Unterstützung 
der Entwicklung einer wissens- und evidenzbasierten Jugend­
politik sowie der Anerkennung des nicht formalen und in­
formellen Lernens, insbesondere durch eine verbesserte poli­
tische Zusammenarbeit, die bessere Nutzung der Trans­
parenz- und Anerkennungsinstrumente der Union und die 
Verbreitung bewährter Verfahren; 

d) Ausbau der internationalen Dimension der Aktivitäten im 
Jugendbereich und der Rolle von Jugendarbeitern und ein­
schlägigen Organisationen als unterstützende Strukturen für 
junge Menschen ergänzend zum auswärtigen Handeln der 
Union, insbesondere durch die Förderung von Mobilität 
und Zusammenarbeit zwischen Beteiligten aus der Union 
und Partnerländern sowie internationalen Organisationen 
und durch den gezielten Aufbau von Kapazitäten in Part­
nerländern.
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(2) Für die Zwecke der Evaluierung des Programms werden 
in Anhang I jeweils messbare und einschlägige Indikatoren für 
die in Absatz 1 genannten Einzelziele festgelegt. 

Artikel 12 

Maßnahmen des Programms 

Die Ziele des Programms werden mit Hilfe der folgenden Maß­
nahmearten verfolgt: 

a) Lernmobilität von Einzelpersonen; 

b) Zusammenarbeit zur Förderung von Innovation und zum 
Austausch von bewährten Verfahren; 

c) Unterstützung politischer Reformen. 

Artikel 13 

Lernmobilität von Einzelpersonen 

(1) Mit der Lernmobilität von Einzelpersonen wird Folgendes 
unterstützt: 

a) Mobilität von jungen Menschen zwischen den Programmlän­
dern im Bereich des nicht formalen und informellen Lernens; 
bei dieser Mobilität kann es sich um den Jugendaustausch 
und um Freiwilligentätigkeiten im Rahmen des Europäischen 
Freiwilligendienstes und um innovative Maßnahmen handeln, 
in deren Rahmen die bisherigen Mobilitätsmaßnahmen nutz­
bar gemacht werden; 

b) Mobilität von in der Jugendarbeit oder in Jugendorganisatio­
nen tätigen Personen und von Jugendleitern; bei einer sol­
chen Mobilität kann es sich um Schulungsmaßnahmen und 
um Kontakt- und Beziehungspflege handeln. 

(2) Mit dieser Maßnahme wird auch die in Partnerländer, 
insbesondere Nachbarschaftsländer, gerichtete und von Partner­
ländern, insbesondere Nachbarschaftsländern, ausgehende Mobi­
lität von jungen Menschen, von in der Jugendarbeit oder in 
Jugendorganisationen tätigen Personen und von Jugendleitern 
unterstützt. 

Artikel 14 

Zusammenarbeit zur Förderung von Innovation und zum 
Austausch von bewährten Verfahren 

(1) Im Rahmen der Zusammenarbeit zur Förderung von In­
novation und zum Austausch von bewährten Verfahren wird 
Folgendes unterstützt: 

a) strategische Partnerschaften, die durch Peer Learning und 
Erfahrungsaustausch auf die Entwicklung und Umsetzung 
gemeinsamer Initiativen abzielen, darunter Jugendinitiativen 
und Projekte zur Förderung von bürgerschaftlichem Engage­
ment, sozialer Innovation, Beteiligung am demokratischen 
Leben und Unternehmergeist; 

b) IT-Plattformen, die Peer-Learning, eine wissensbasierte Ju­
gendarbeit, virtuelle Mobilität und den Austausch bewährter 
Verfahren ermöglichen. 

(2) Diese Maßnahme unterstützt außerdem die Entwicklung, 
den Kapazitätsaufbau und den Wissensaustausch durch Partner­
schaften zwischen Einrichtungen in Programmländern und Part­
nerländern, insbesondere durch Peer-Learning. 

Artikel 15 

Unterstützung politischer Reformen 

(1) Die Unterstützung politischer Reformen umfasst Aktivi­
täten in Bezug auf Folgendes: 

a) Umsetzung der politischen Agenda der Union im Bereich 
Jugend unter Anwendung der offenen Methode der Koor­
dinierung; 

b) die Anwendung der Transparenz- und Anerkennungsinstru­
mente der Union, insbesondere des Jugendpasses (Youth­
pass), in den Programmländern und Unterstützung unions­
weiter Netze und europäischer nichtstaatlicher Jugendorgani­
sationen; 

c) politischer Dialog mit den relevanten europäischen Beteilig­
ten und strukturierter Dialog mit jungen Menschen; 

d) Europäisches Jugendforum, Ressourcenzentren für die Ent­
wicklung der Jugendarbeit und Eurodesk-Netzwerk. 

(2) Ferner fördert diese Maßnahme den politischen Dialog 
mit Partnerländern und internationalen Organisationen. 

KAPITEL IV 

Sport 

Artikel 16 

Einzelziele 

(1) Im Einklang mit dem in Artikel 4 genannten allgemeinen 
Ziel des Programms und dem Arbeitsplan der Europäischen 
Union für den Sport stellt das Programm hauptsächlich auf 
den Breitensport ab und verfolgt die folgenden Einzelziele: 

a) Bekämpfung der grenzüberschreitenden Bedrohungen für die 
Integrität des Sports, wie Doping, Spielabsprachen und Ge­
walt sowie alle Arten von Intoleranz und Diskriminierung; 

b) Förderung und Unterstützung von Good Governance im 
Sport und von dualen Karrieren von Sportlerinnen und 
Sportlern; 

c) Unterstützung von Freiwilligentätigkeit im Sport sowie von 
sozialer Inklusion und Chancengleichheit und von dem Ver­
ständnis dafür, wie wichtig gesundheitsfördernde körperliche 
Betätigung ist, durch Steigerung der Beteiligung an sowie 
gleichberechtigten Zugang zu sportlichen Aktivitäten für 
alle Menschen;
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(2) Für die Zwecke der Evaluierung des Programms werden 
in Anhang I jeweils messbare und einschlägige Indikatoren für 
die in Absatz 1 genannten Einzelziele festgelegt. 

Artikel 17 

Aktivitäten 

(1) Zur Erreichung der Ziele der Zusammenarbeit werden die 
folgenden länderübergreifenden Aktivitäten, die hauptsächlich 
auf den Breitensport abheben, durchgeführt: 

a) Förderung von Kooperationspartnerschaften; 

b) Förderung gemeinnütziger europäischer Sportveranstaltun­
gen, an denen sich mehrere Programmländer beteiligen 
und die zur Umsetzung der Zielvorgaben gemäß Artikel 16 
Absatz 1 Buchstabe c beitragen; 

c) Förderung des Ausbaus der Evidenzbasis für politische Ent­
scheidungen; 

d) Dialog mit relevanten europäischen Beteiligten. 

(2) Im Rahmen der in Absatz 1 genannten Aktivitäten kön­
nen zusätzliche Mittel von Dritten, wie beispielsweise Unterneh­
men aus der Privatwirtschaft, mobilisiert werden. 

KAPITEL V 

Finanzbestimmungen 

Artikel 18 

Finanzmittel 

(1) Die Finanzausstattung für die Durchführung des Pro­
gramms ab dem 1. Januar 2014 wird auf 14 774 524 000 EUR 
zu jeweiligen Preisen festgesetzt. 

Die jährlichen Mittel werden vom Europäischen Parlament und 
vom Rat in den Grenzen des mehrjährigen Finanzrahmens be­
willigt. 

(2) Der Betrag gemäß Absatz 1 wird in folgender Weise für 
die einzelnen Maßnahmen des Programms vorgesehen, wobei 
die Flexibilität für jeden der vorgesehenen Beträge 5 % jeweils 
nicht übersteigt: 

a) 77,5 % für allgemeine und berufliche Bildung, von denen 
folgende Mindestbeträge zugewiesen sind: 

i) 43 % für Hochschulbildung, was 33,3 % aller Mittel ent­
spricht; 

ii) 22 % für berufliche Bildung, was 17 % aller Mittel ent­
spricht; 

iii) 15 % für Schulbildung, was 11,6 % aller Mittel entspricht; 

iv) 5 % für Erwachsenenbildung, was 3,9 % aller Mittel ent­
spricht; 

b) 10 % für Jugend; 

c) 3,5 % für die Bürgschaftsfazilität für Studiendarlehen; 

d) 1,9 % für die Jean-Monnet-Aktivitäten; 

e) 1,8 % für Sport, von denen höchstens 10 % für die Aktivität 
gemäß Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe b vorgesehen ist; 

f) 3,4 % als Betriebskostenzuschüsse für nationale Agenturen; 
und 

g) 1,9 % für Verwaltungsausgaben. 

(3) Von den Mittelzuweisungen gemäß Absatz 2 Buchstaben 
a und b sind mindestens 63 % für Lernmobilität von Einzel­
personen, mindestens 28 % für Zusammenarbeit zur Förderung 
von Innovation und den Austausch von bewährten Verfahren 
und 4,2 % zur Förderung politischer Reformen vorgesehen. 

(4) Zusätzlich zu der in Absatz 1 genannten Finanzausstat­
tung und zur Stärkung der internationalen Dimension der 
Hochschulbildung werden zusätzliche Fördermittel im Rahmen 
der verschiedenen Instrumente im Bereich der Außenbeziehun­
gen (Instrument für Entwicklungszusammenarbeit, Europäisches 
Nachbarschaftsinstrument, Partnerschaftsinstrument für die Zu­
sammenarbeit mit Drittländern und Instrument für Heranfüh­
rungshilfe) bereitgestellt, und zwar für Maßnahmen in Bezug auf 
die Lernmobilität in die Partnerländer bzw. aus den Partnerlän­
dern sowie für die Zusammenarbeit und den politischen Dialog 
mit Behörden, Einrichtungen und Organisationen aus diesen 
Ländern. Für die Verwendung dieser Mittel gilt die vorliegende 
Verordnung, wobei die Einhaltung der den jeweiligen Instru­
menten im Bereich der Außenbeziehungen zugrundeliegenden 
Verordnungen sichergestellt wird und im Hinblick auf das In­
strument für Entwicklungszusammenarbeit die Kriterien für öf­
fentliche Entwicklungshilfe eingehalten werden, die vom Ent­
wicklungshilfeausschuss der Organisation für wirtschaftliche Zu­
sammenarbeit und Entwicklung aufgestellt wurden. 

Die Bereitstellung der Mittel erfolgt im Wege von zwei Mehr­
jahreszuweisungen für die ersten vier bzw. die restlichen drei 
Jahre. Die Zuweisung dieser Mittel erfolgt entsprechend dem 
festgestellten Bedarf und den festgelegten Prioritäten der betref­
fenden Länder in den Mehrjahresrichtprogrammen für die in 
Unterabsatz 1 genannten Instrumente im Bereich der Außenbe­
ziehungen. Die Zusammenarbeit mit Partnerländern kann sich 
gegebenenfalls auf zusätzliche finanzielle Beiträge aus diesen 
Ländern stützen, die gemäß den mit diesen zu vereinbarenden 
Verfahren bereitzustellen sind. 

Die durch Zuweisungen des Instruments für Entwicklungs­
zusammenarbeit finanzierte Maßnahme "Mobilität von Studie­
renden und Hochschulpersonal" zwischen den Programmlän­
dern und Partnerländern konzentriert sich auf Bereiche, die 
für eine integrative und nachhaltige Entwicklung von Entwick­
lungsländern von Bedeutung sind.
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(5) Die Mittelausstattung des Programms kann auch Aus­
gaben im Zusammenhang mit der Vorbereitung, Überwachung, 
Kontrolle, Prüfung und Evaluierung abdecken, die für die Pro­
grammverwaltung und die Verwirklichung seiner Ziele erforder­
lich sind, insbesondere Studien, Treffen von Sachverständigen 
und Informations- und Kommunikationsmaßnahmen, ein­
schließlich einer Kommunikationsstrategie für die politischen 
Prioritäten der Union, sofern sie mit dem allgemeinen Ziel die­
ser Verordnung in Verbindung stehen, Ausgaben im Zusam­
menhang mit IT für die Informationsverarbeitung und den In­
formationsaustausch sowie alle sonstigen Ausgaben für tech­
nische und administrative Unterstützung, die der Kommission 
für die Verwaltung des Programms entstehen. 

(6) Die Mittelausstattung kann auch Ausgaben für die tech­
nische und administrative Unterstützung abdecken, die für die 
Gewährleistung des Übergangs zwischen den gemäß den Be­
schlüssen Nr. 1719/2006/EG, Nr. 1720/2006/EG, und 
Nr. 1298/2008/EG erlassenen Maßnahmen und dem Programm 
erforderlich sind. Erforderlichenfalls können Mittel über das Jahr 
2020 hinaus in den Haushalt eingestellt werden, um die Ver­
waltung von Maßnahmen und Aktivitäten zu ermöglichen, die 
bis zum 31. Dezember 2020 noch nicht abgeschlossen wurden. 

(7) Die von einer nationalen Agentur bzw. Agenturen ("na­
tionale Agentur") zu verwaltenden Mittel für die Lernmobilität 
von Einzelpersonen gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a und 
Artikel 12 Buchstabe a werden nach Maßgabe der Bevölkerung 
und der Lebenshaltungskosten in dem betreffenden Mitglied­
staat, der Entfernung zwischen den Hauptstädten der Mitglied­
staaten und der Leistung aufgeteilt. Auf den Parameter der Leis­
tung, der anhand der in den Absätzen 8 und 9 genannten 
Kriterien ermittelt wird, entfallen 25 % der Gesamtmittel. Was 
strategische Partnerschaften nach Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe 
a und Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a anbelangt, die von einer 
nationalen Agentur auszuwählen und zu verwalten sind, so 
werden die Mittel auf Grundlage von Kriterien zugewiesen, die 
von der Kommission nach dem Prüfverfahren gemäß Artikel 36 
Absatz 3 festgelegt werden. Die Formeln sind gegenüber den 
verschiedenen Bildungs- und Ausbildungssystemen der Mitglied­
staaten möglichst neutral, wobei eine erhebliche Verringerung 
der jährlichen Mittelzuweisungen für die Mitgliedstaaten von 
einem Jahr auf das nächste vermieden wird und übermäßige 
Ungleichgewichte bei der Höhe der Finanzhilfen möglichst ge­
ring gehalten werden. 

(8) Die Zuweisung von Mitteln auf Grundlage der Leistung 
erfolgt, um eine effiziente, wirksame Ressourcenverwendung zu 
fördern. Die Kriterien zur Messung der Leistung stützen sich auf 
die neuesten verfügbaren Daten und betreffen insbesondere: 

a) Höhe der Outputs pro Jahr; und 

b) Höhe der getätigten Zahlungen pro Jahr. 

(9) Die Zuweisung der Mittel für das Jahr 2014 erfolgt auf 
Grundlage der neuesten verfügbaren Daten zu den durchgeführ­
ten Maßnahmen und der Mittelausschöpfung im Rahmen der 
Programme Lebenslanges Lernen, Jugend in Aktion und Eras­
mus Mundus bis einschließlich 31. Dezember 2013. 

(10) Im Rahmen des Programms kann eine Förderung mittels 
innovativer Finanzierungsmodalitäten, insbesondere der in Arti­
kel 20 genannten Modalitäten, gewährt werden. 

Artikel 19 

Besondere Finanzierungsmodalitäten 

(1) Die Kommission gewährt die Finanzhilfen der Union 
nach Maßgabe der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012. 

(2) Die Kommission kann gemeinsame Aufrufe mit Partner­
ländern oder Organisationen und Agenturen dieser Länder ver­
öffentlichen, um Projekte auf Basis der Gleichwertigkeit der 
Mittelbeiträge zu finanzieren. Die Evaluierung und Auswahl 
der Projekte kann im Einklang mit den Grundsätzen der Ver­
ordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 auf der Grundlage ge­
meinsamer, von den Finanzierungsträgern vereinbarter Evaluie­
rungs- und Auswahlverfahren erfolgen. 

(3) Bei öffentlichen Einrichtungen sowie Schulen, Hochschul­
einrichtungen und Organisationen in den Bereichen allgemeine 
und berufliche Bildung, Jugend und Sport, die in den voran­
gegangenen zwei Jahren mehr als 50 % ihrer jährlichen Einnah­
men aus öffentlichen Quellen bezogen haben, ist davon aus­
zugehen, dass sie über die erforderlichen finanziellen, fachlichen 
und administrativen Kapazitäten verfügen, um Projekte im Rah­
men des Programms durchzuführen. Es wird nicht von ihnen 
verlangt, diese Kapazität durch weitere Unterlagen nachzuwei­
sen. 

(4) Abweichend von Artikel 130 Absatz 2 der Verordnung 
(EU, Euratom) Nr. 966/2012 kann die Kommission in entspre­
chend gerechtfertigten Fällen die direkt mit der Durchführung 
der geförderten Aktivitäten zusammenhängenden Kosten, die 
während der ersten sechs Monate des Jahres 2014 anfallen, 
als förderfähig ab dem 1. Januar 2014 einstufen, auch wenn 
diese Kosten dem Empfänger bereits vor der Einreichung des 
Finanzhilfeantrags entstanden sind. 

(5) Der in Artikel 137 Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung 
(EU, Euratom) Nr. 966/2012 vorgesehene Betrag gilt nicht für 
Finanzhilfen für die Lernmobilität, die Einzelpersonen gewährt 
werden. 

Artikel 20 

Bürgschaftsfazilität für Studiendarlehen 

(1) Die Bürgschaftsfazilität für Studiendarlehen stellt zwi­
schengeschalteten Finanzeinrichtungen Bürgschaften zur teilwei­
sen Besicherung von Darlehen zu möglichst günstigen Bedin­
gungen an Studierende zur Verfügung, die an einem Hochschul­
studiengang des zweiten Zyklus, etwa einem Masterstudiengang, 
teilnehmen und an einer anerkannten Hochschule in einem 
Programmland gemäß Artikel 24 Absatz 1 eingeschrieben sind, 
in dem sie weder ihren Wohnsitz haben noch den für den 
Zugang zum Masterstudium erforderlichen Abschluss erworben 
haben. 

(2) Die Bürgschaft mittels der Bürgschaftsfazilität für Studien­
darlehen gilt für neu gewährte förderungsberechtigte Darlehen 
für Studierende bis zu einem Höchstbetrag von 12 000 EUR für 
die Teilnahme an einem einjährigen Studiengang und bis zu 
einem Höchstbetrag von 18 000 EUR für die Teilnahme an 
einem bis zu zweijährigen Studiengang, bzw. deren Entspre­
chung in der örtlichen Währung.
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(3) Die Verwaltung der Bürgschaftsfazilität für Studiendarle­
hen auf der Ebene der Union wird gemäß der Verordnung (EU, 
Euratom) Nr. 966/2012 dem Europäischen Investitionsfonds 
(EIF) auf Grundlage einer Übertragungsvereinbarung mit der 
Kommission, die die Anwendung der Bürgschaftsfazilität für 
Studiendarlehen sowie die jeweiligen Verpflichtungen der Par­
teien genau regelt, übertragen. Auf dieser Grundlage schließt der 
EIF Vereinbarungen mit zwischengeschalteten Finanzeinrichtun­
gen wie etwa Banken, nationalen und/oder regionalen Finanz­
instituten, die Studiendarlehen vergeben, oder anderen an­
erkannten Finanzinstituten ab und bemüht sich darum, dass 
eine zwischengeschaltete Finanzeinrichtung aus jedem Pro­
grammland ausgewählt wird, damit Studierende aus allen Pro­
grammländern auf einheitliche und nichtdiskriminierende Weise 
Zugang zur Bürgschaftsfazilität für Studiendarlehen haben 

(4) Anhang II enthält technische Informationen über die Ar­
beitsweise der Bürgschaftsfazilität für Studiendarlehen. 

KAPITEL VI 

Leistung, Ergebnisse und Verbreitung 

Artikel 21 

Monitoring und Evaluierung von Leistung und Ergebnissen 

(1) Die Kommission führt in Zusammenarbeit mit den Mit­
gliedstaaten regelmäßig ein Monitoring der Leistung und der 
Ergebnisse des Programms anhand seiner Ziele durch und er­
stattet hierüber Bericht, und zwar insbesondere mit Blick auf 

a) den europäischen Mehrwert gemäß Artikel 3; 

b) die Aufschlüsselung der Mittel auf die Sektoren allgemeine 
Bildung, berufliche Bildung und Jugend, um bis zum Ende 
der Laufzeit des Programms eine Mittelaufteilung zu gewähr­
leisten, mit der eine nachhaltige systemrelevante Wirkung 
erzielt wird; 

c) die Verwendung der aus den externen Instrumenten gemäß 
Artikel 18 Absatz 4 bereitgestellten Mittel und ihren Beitrag 
zu den jeweiligen Zielsetzungen und Grundsätzen dieser In­
strumente. 

(2) Die Kommission legt zusätzlich zum fortlaufenden Mo­
nitoring spätestens bis zum 31. Dezember 2017 einen Zwische­
nevaluierungsbericht vor, um die Wirksamkeit der Maßnahmen 
zur Erreichung der Ziele des Programms, seine Effizienz und 
seinen europäischen Mehrwert zu bewerten. Dieser Bericht 
wird gegebenenfalls durch einen Legislativvorschlag zur Ände­
rung dieser Verordnung ergänzt. Im Zwischenevaluierungs­
bericht ist einzugehen auf den Spielraum für Vereinfachungen 
des Programms, auf die interne und externe Kohärenz, auf die 
Frage, ob noch sämtliche seiner Ziele relevant sind, und auf den 
Beitrag der Maßnahmen zur Verwirklichung der Strategie Eu­
ropa 2020. Außerdem sind die Ergebnisse der Evaluierung der 
langfristigen Auswirkungen der Vorläuferprogramme (Lebens­
langes Lernen, Jugend in Aktion, Erasmus Mundus und andere 
internationale Programme für die Hochschulbildung) zu berück­
sichtigen. 

(3) Die Kommission übermittelt den in Absatz 2 genannten 
Zwischenevaluierungsbericht dem Europäischen Parlament, dem 
Rat, dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und 
dem Ausschuss der Regionen. 

(4) Unbeschadet der Bestimmungen des Kapitels VIII und der 
Verpflichtungen der nationalen Agenturen gemäß Artikel 28 
legen die Mitgliedstaaten der Kommission bis 30. Juni 2017 
einen Bericht über die Durchführung und die Wirkung des Pro­
gramms in ihren jeweiligen Hoheitsgebieten vor. 

(5) Bis 30. Juni 2022 übermittelt die Kommission dem Eu­
ropäischen Parlament, dem Rat, dem Europäischen Wirtschafts- 
und Sozialausschuss und dem Ausschuss der Regionen eine 
abschließende Evaluierung des Programms. 

Artikel 22 

Kommunikation und Verbreitung 

(1) Die Kommission sorgt in Zusammenarbeit mit den Mit­
gliedstaaten für die Verbreitung von Informationen, die Öffent­
lichkeitsarbeit und die Begleitung in Bezug auf alle im Rahmen 
des Programms geförderten Maßnahmen und Aktivitäten sowie 
für die Verbreitung der Ergebnisse der Vorläuferprogramme Le­
benslanges Lernen, Jugend in Aktion und Erasmus Mundus. 

(2) Empfänger, die eine Projektförderung im Rahmen der 
Maßnahmen und Aktivitäten gemäß den Artikeln 6, 10, 12, 
17 und 20 erhalten, sollten dafür sorgen, dass die erzielten 
Ergebnisse und Wirkungen angemessen kommuniziert und ver­
breitet werden. Dazu kann auch Peer-to-Peer-Information über 
Mobilitätschancen gehören. 

(3) Die in Artikel 28 genannten nationalen Agenturen ent­
wickeln eine einheitliche Strategie für die wirksame Verbreitung 
und Nutzung der Ergebnisse der Aktivitäten, die im Rahmen der 
von ihnen verwalteten Maßnahmen des Programms erzielt wur­
den, und unterstützen die Kommission bei der Wahrnehmung 
der allgemeinen Aufgabe, Informationen über das Programm, 
einschließlich Informationen zu den auf nationaler und Unions­
ebene verwalteten Aktionen und Aktivitäten, und seine Ergeb­
nisse zu verbreiten, auch indem sie die einschlägigen Zielgrup­
pen über die Aktionen in ihrem Land informieren. 

(4) Die öffentlichen und privaten Einrichtungen, die in den 
vom Programm abgedeckten Bereichen tätig sind, verwenden 
zum Zweck der Kommunikation und Verbreitung von Informa­
tionen über das Programm die Markenbezeichnung "Erasmus+". 
Für die einzelnen Bereiche des Programms werden die folgenden 
Markenbezeichnungen verwendet: 

— "Comenius" wird in Verbindung mit der Schulbildung ver­
wendet; 

— "Erasmus" wird in Verbindung mit allen Arten der Hoch­
schulbildung in den Programmländern verwendet; 

— "Erasmus Mundus" wird in Verbindung mit allen Arten von 
Hochschulaktivitäten zwischen den Programmländern und 
Partnerländern verwendet; 

— "Leonardo da Vinci" wird in Verbindung mit der beruflichen 
Aus- und Weiterbildung verwendet; 

— "Grundtvig" wird in Verbindung mit der Erwachsenenbil­
dung verwendet;
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— "Jugend in Aktion" wird in Verbindung mit dem nicht for­
malen und informellen Lernen im Bereich Jugend verwendet; 

— "Sport" wird in Verbindung mit Aktivitäten im Bereich des 
Sports verwendet. 

(5) Die Kommunikationsaktivitäten tragen auch zur institu­
tionellen Kommunikation über die politischen Prioritäten der 
Union bei, sofern sie mit dem allgemeinen Ziel dieser Verord­
nung zusammenhängen. 

KAPITEL VII 

Zugang zum Programm 

Artikel 23 

Zugang 

(1) Alle öffentlichen oder privaten Einrichtungen, die in den 
Bereichen allgemeine und berufliche Bildung, Jugend und Brei­
tensport tätig sind, können im Rahmen dieses Programms An­
träge auf Fördermittel stellen. Im Fall der Aktivitäten gemäß 
Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe a wird mit dem Programm auch die Teilnahme von 
Gruppen junger Menschen unterstützt, die in der Jugendarbeit, 
aber nicht unbedingt im Rahmen einer Jugendorganisation tätig 
sind. 

(2) Bei der Durchführung des Programms einschließlich der 
Auswahl der Teilnehmer und der Gewährung von Stipendien 
sorgen die Kommission und die Mitgliedstaaten dafür, dass be­
sondere Vorkehrungen zur Förderung der sozialen Eingliederung 
und der Teilnahme von Menschen mit besonderen Bedürfnissen 
oder geringeren Chancen getroffen werden. 

Artikel 24 

Teilnahme von Ländern 

(1) Am Programm können die folgenden Länder ("Pro­
grammländer") teilnehmen: 

a) die Mitgliedstaaten; 

b) die Beitrittsländer, Kandidatenländer und potenziellen Kan­
didatenländer, die im Rahmen einer Heranführungsstrategie 
unterstützt werden, gemäß den allgemeinen Grundsätzen 
und den allgemeinen Bedingungen und Bestimmungen, die 
in den jeweiligen Rahmenabkommen, Assoziationsrats­
beschlüssen oder ähnlichen Übereinkünften über ihre Teil­
nahme an Programmen der Union festgelegt sind; 

c) die EFTA-Länder, die Mitglieder des EWR-Abkommens sind, 
gemäß den Bestimmungen des EWR-Abkommens; 

d) die Schweizerische Eidgenossenschaft auf der Grundlage ei­
nes mit diesem Land zu schließenden bilateralen Überein­
kommens; 

e) die Länder, die in die Europäische Nachbarschaftspolitik ein­
bezogen sind und Abkommen mit der Union geschlossen 
haben, wonach sie an Programmen der Union teilnehmen 
können, sofern sie ein bilaterales Abkommen mit der Union 
über die Bedingungen für ihre Teilnahme an diesem Pro­
gramm abschließen. 

(2) Die Programmländer haben alle Verpflichtungen und Auf­
gaben zu erfüllen, die diese Verordnung für die Mitgliedstaaten 
vorsieht. 

(3) Das Programm unterstützt Zusammenarbeit mit Partner­
ländern, insbesondere Nachbarschaftsländern, im Rahmen der in 
den Artikeln 6, 10 und 12 festgelegten Maßnahmen und Ak­
tivitäten. 

KAPITEL VIII 

Verwaltungs- und Prüfsystem 

Artikel 25 

Komplementarität 

Die Kommission gewährleistet in Zusammenarbeit mit den Mit­
gliedstaaten die allgemeine Kohärenz und Komplementarität des 
Programms mit 

a) den relevanten politischen Strategien und Programmen, ins­
besondere solche mit Bezug auf Kultur und Medien, Beschäf­
tigung, Forschung und Innovation, Industrie und Unterneh­
men, Kohäsions- und Entwicklungspolitik sowie Erweite­
rungspolitik und Initiativen, Instrumenten und Strategien 
im Bereich Regionalpolitik und Außenbeziehungen; 

b) den anderen relevanten Finanzierungsquellen der Union im 
Kontext der allgemeinen und beruflichen Bildung, Jugend 
und Sport, insbesondere dem Europäischen Sozialfonds 
und den anderen Finanzierungsinstrumenten für Beschäfti­
gung und soziale Eingliederung, dem Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung und "Horizont 2020", dem Rah­
menprogramm für Forschung und Innovation und den Fi­
nanzierungsinstrumenten zu Justiz und Bürgerschaft, Ge­
sundheit und externer Kooperation sowie Heranführungshil­
fe. 

Artikel 26 

Durchführungsstellen 

Das Programm wird in einheitlicher Weise von folgenden Stel­
len durchgeführt: 

a) der Kommission auf Unionsebene; 

b) von den nationalen Agenturen auf nationaler Ebene in den 
Programmländern. 

Artikel 27 

Nationale Behörde 

(1) Der Begriff "nationale Behörde" bezeichnet entsprechend 
den nationalen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten eine 
oder mehrere nationale Behörden. 

(2) Bis zum 22. Januar 2014 teilen die Mitgliedstaaten der 
Kommission im Wege einer förmlichen Mitteilung ihrer Ständi­
gen Vertretung mit, welche Person(en) rechtlich dazu befugt ist 
bzw. sind, in ihrem Namen als nationale Behörde im Sinne 
dieser Verordnung zu handeln. Wird während der Laufzeit des 
Programms eine andere nationale Behörde benannt, teilt der 
jeweilige Mitgliedstaat der Kommission dies unverzüglich in 
gleicher Weise mit.
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(3) Die Mitgliedstaaten ergreifen alle geeigneten Maßnahmen, 
um rechtliche und administrative Hürden zu beseitigen, die dem 
ordnungsgemäßen Funktionieren des Programms entgegenste­
hen, was auch, soweit möglich, Maßnahmen zur Lösung von 
Problemen einschließt, die den Erhalt von Visa erschweren. 

(4) Bis zum 22. März 2014 benennt die nationale Behörde 
eine nationale Agentur oder nationale Agenturen. Gibt es mehr 
als eine nationale Agentur, so sorgen die Mitgliedstaaten mittels 
eines geeigneten Verfahrens für eine koordinierte Verwaltung 
der Durchführung des Programms auf nationaler Ebene, um 
insbesondere eine kohärente und kosteneffiziente Durchführung 
des Programms und diesbezüglich wirksame Kontakte zur Kom­
mission zu gewährleisten und mögliche Mittelübertragungen 
zwischen den Agenturen zu erleichtern und auf diese Weise 
Flexibilität und eine bessere Nutzung der den Mitgliedstaaten 
zugewiesenen Mittel zu ermöglichen. Unbeschadet Artikel 29 
Absatz 3 entscheidet jeder Mitgliedstaat selbst, wie er die Bezie­
hungen zwischen der nationalen Behörde und der nationalen 
Agentur regelt; dies gilt auch für Aufgaben wie etwa die Fest­
legung des jährlichen Arbeitsprogramms der nationalen Agen­
tur. 

Die nationale Behörde übermittelt der Kommission eine geeig­
nete Ex-ante-Konformitätsbewertung, aus der hervorgeht, dass 
die nationale Agentur Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe c Ziffern 
v und vi und Artikel 60 Absätze 1, 2 und 3 der Verordnung 
(EU, Euratom) Nr. 966/2012 sowie Artikel 38 der delegierten 
Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 der Kommission ( 1 ), den An­
forderungen der Union für interne Kontrollnormen für natio­
nale Agenturen sowie den Bestimmungen für die Verwaltung 
von Programmmitteln zur Gewährung von Finanzhilfen ent­
spricht. 

(5) Die nationale Behörde benennt eine unabhängige Prüf­
stelle im Sinne von Artikel 30. 

(6) Die nationale Behörde stützt ihre Ex-ante-Konformitäts­
bewertung auf eigene Kontrollen und Prüfungen und/oder von 
der unabhängigen Prüfstelle im Sinne von Artikel 30 durch­
geführte Kontrollen und Prüfungen. 

(7) Handelt es sich bei der für das Programm benannten 
nationalen Agentur um dieselbe Stelle, die auch als nationale 
Agentur für die Vorläuferprogramme Lebenslanges Lernen bzw. 
Jugend in Aktion fungiert hat, können sich die Kontrollen und 
Prüfungen für die Ex-ante-Konformitätsbewertung auf die neu­
en, für das Programm spezifischen Anforderungen beschränken. 

(8) Die nationale Behörde übernimmt das Monitoring und 
die Aufsicht in Bezug auf die Verwaltung des Programms auf 
nationaler Ebene. Bevor sie Entscheidungen – insbesondere in 
Bezug auf ihre nationale Agentur – trifft, die sich erheblich auf 
die Verwaltung des Programms auswirken könnten, unterrichtet 
und konsultiert die nationale Behörde rechtzeitig die Kommis­
sion. 

(9) Die nationale Behörde kofinanziert den Betrieb ihrer na­
tionalen Agentur in angemessener Höhe, so dass gewährleistet 
ist, dass das Programm im Einklang mit den relevanten Unions­
vorschriften verwaltet wird. 

(10) Lehnt die Kommission aufgrund ihrer Evaluierung der 
Ex-ante-Konformitätsbewertung die Benennung der nationalen 
Agentur ab, sorgt die nationale Behörde dafür, dass die erfor­
derlichen Abhilfemaßnahmen getroffen werden, damit die na­
tionale Agentur die von der Kommission festgelegten Mindest­
anforderungen erfüllen kann, oder benennt eine andere Stelle als 
nationale Agentur. 

(11) Auf Grundlage der jährlichen Verwaltungserklärung der 
nationalen Agentur, des zugehörigen Bestätigungsvermerks der 
unabhängigen Prüfstelle sowie der von der Kommission vor­
genommenen Analyse der Konformität und der Leistung der 
nationalen Agentur übermittelt die nationale Behörde der Kom­
mission jährlich bis zum 31. Oktober Informationen über ihre 
Monitoring- und Aufsichtstätigkeiten in Bezug auf das Pro­
gramm. 

(12) Die nationale Behörde trägt die Verantwortung für die 
ordnungsgemäße Verwaltung der Unionsmittel, die die Kommis­
sion zwecks Gewährung von Finanzhilfen im Rahmen des Pro­
gramms an die nationale Agentur überweist. 

(13) Im Falle von Unregelmäßigkeiten sowie fahrlässigen 
oder betrügerischen Handlungen, die der nationalen Agentur 
anzulasten sind, sowie im Falle schwerwiegender Unzulänglich­
keiten oder unzureichender Leistungen der nationalen Agentur, 
die zu offenen Forderungen der Kommission gegenüber der 
nationalen Agentur führen, haftet die nationale Behörde gegen­
über der Kommission für die Erstattung der ausstehenden Mittel. 

(14) In den in Absatz 13 angegebenen Umständen kann die 
nationale Behörde die Benennung der nationalen Agentur ent­
weder von sich aus oder auf Ersuchen der Kommission wider­
rufen. Beabsichtigt die nationale Behörde, diese Benennung aus 
anderen triftigen Gründen zu widerrufen, so unterrichtet die 
nationale Behörde die Kommission mindestens sechs Monate 
vor dem beabsichtigten Ende der Tätigkeiten der nationalen 
Agentur von diesem Widerruf. In einem solchem Fall verein­
baren die nationale Behörde und die Kommission formell kon­
krete, in einen Zeitplan eingebettete Übergangsmaßnahmen. 

(15) Im Falle eines Widerrufs führt die nationale Behörde die 
erforderlichen Kontrollen hinsichtlich der Unionsmittel durch, 
die der nationalen Agentur anvertraut wurden, deren Benen­
nung widerrufen wurde, und sorgt für die ungehinderte Über­
tragung dieser Mittel sowie sämtlicher Dokumente und Verwal­
tungsinstrumente, die für die Programmverwaltung benötigt 
werden, an die neue nationale Agentur. Die nationale Behörde 
sorgt dafür, dass die nationale Agentur, deren Benennung wi­
derrufen wurde, die notwendige finanzielle Unterstützung erhält, 
um ihren vertraglichen Verpflichtungen gegenüber den Empfän­
gern im Rahmen des Programms und der Kommission weiter 
nachkommen zu können, bis diese Verpflichtungen auf eine 
neue nationale Agentur übergehen. 

(16) Auf Aufforderung der Kommission benennt die natio­
nale Behörde die Einrichtungen oder Organisationen bzw. die 
Arten von Einrichtungen oder Organisationen, die in ihrem 
jeweiligen Hoheitsgebiet als zur Teilnahme an bestimmten Pro­
grammmaßnahmen berechtigt gelten.
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Artikel 28 

Nationale Agentur 

(1) Der Begriff "nationale Agentur" bezeichnet entsprechend 
den nationalen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten eine 
oder mehrere nationale Agenturen. 

(2) Die nationale Agentur 

a) besitzt Rechtspersönlichkeit oder ist Teil einer Stelle mit 
Rechtspersönlichkeit und unterliegt dem Recht des betreffen­
den Mitgliedstaats; ein Ministerium darf nicht als nationale 
Agentur benannt werden; 

b) verfügt über die Verwaltungskapazität, das Personal und die 
Infrastruktur, die für die zufriedenstellende Ausführung ihrer 
Aufgaben notwendig sind, so dass eine wirksame, effiziente 
Programmverwaltung und eine Verwendung der Unionsmit­
tel im Sinne einer wirtschaftlichen Haushaltsführung gewähr­
leistet sind; 

c) verfügt über die operativen und rechtlichen Mittel, um die 
auf Unionsebene festgelegten Bestimmungen für die Verwal­
tung sowie das Vertrags- und Finanzmanagement einzuhal­
ten; 

d) bietet hinlängliche finanzielle Sicherheiten, die vorzugsweise 
von einer Behörde gestellt werden und die im Verhältnis zur 
Höhe der Unionsmittel stehen, mit deren Verwaltung sie 
beauftragt wird; 

e) wird für die Laufzeit des Programms benannt. 

(3) Die nationale Agentur ist gemäß Artikel 58 Absatz 1 
Buchstabe c Ziffern v und vi der Verordnung (EU, Euratom) 
Nr. 966/2012 und Artikel 44 der delegierten Verordnung (EU) 
Nr. 1268/2012 für die Verwaltung aller Phasen der folgenden 
Maßnahmen des Programms zuständig: 

a) "Lernmobilität von Einzelpersonen" mit Ausnahme der zur 
Erlangung von gemeinsamen Abschlüssen oder Doppel- 
/Mehrfachabschlüssen sowie im Rahmen von umfangreichen 
Freiwilligenprojekten organisierten Mobilität sowie der Bürg­
schaftsfazilität für Studiendarlehen; 

b) "strategische Partnerschaften" im Rahmen der Maßnahme 
"Zusammenarbeit zur Förderung von Innovation und zum 
Austausch von bewährten Verfahren"; 

c) Verwaltung kleinerer Aktivitäten zur Förderung des struktu­
rierten Dialogs im Jugendbereich im Rahmen der Maßnahme 
"Unterstützung politischer Reformen". 

(4) Abweichend von Absatz 3 können die Auswahl- und 
Vergabeentscheidungen über die in Absatz 3 Buchstabe b ge­
nannten strategischen Partnerschaften auf der Ebene der Union 
verwaltet werden, sofern dies gemäß dem in Artikel 36 Absatz 
3 genannten Prüfverfahren beschlossen wird, allerdings nur in 
besonderen Fällen, in denen es triftige Gründe für eine derartige 
Zentralisierung gibt. 

(5) Je nach den Vorgaben der Kommission für die betreffende 
Maßnahme des Programms vergibt die nationale Agentur ent­
weder auf Grundlage einer Vereinbarung oder im Wege eines 
Finanzhilfebeschlusses Finanzhilfen an Empfänger. 

(6) Die nationale Agentur erstattet der Kommission und der 
für sie zuständigen nationalen Behörde jährlich gemäß den Be­
stimmungen des Artikels 60 Absatz 5 der Verordnung Nr. (EU, 
Euratom) Nr. 966/2012 Bericht. Die nationale Agentur ist zu­
ständig für die Umsetzung der Anmerkungen, die die Kommis­
sion im Anschluss an ihre Analyse der jährlichen Verwaltungs­
erklärung und des Bestätigungsvermerks der unabhängigen Prüf­
stelle vorlegt. 

(7) Ohne die vorherige schriftliche Zustimmung der nationa­
len Behörde und der Kommission ist die nationale Agentur 
nicht befugt, ihr übertragene Aufgaben der Programm- oder 
Finanzverwaltung an Dritte zu übertragen. Die nationale Agen­
tur trägt weiter die alleinige Verantwortung für an Dritte über­
tragene Aufgaben. 

(8) Im Falle der Benennung einer anderen nationalen Agentur 
trägt die nationale Agentur, deren Benennung widerrufen wurde, 
weiter die rechtliche Verantwortung für die vertraglichen Ver­
pflichtungen gegenüber den Empfängern im Rahmen des Pro­
gramms und der Kommission, bis diese Verpflichtungen auf 
eine neue nationale Agentur übergehen. 

(9) Die nationale Agentur ist zuständig für die Verwaltung 
und Auflösung der für die Vorläuferprogramme Lebenslanges 
Lernen und Jugend in Aktion geschlossenen Finanzvereinbarun­
gen, die bei Beginn der Laufzeit dieses Programms noch nicht 
abgeschlossen sind. 

Artikel 29 

Europäische Kommission 

(1) Binnen zwei Monaten nach Erhalt der von der nationalen 
Behörde gemäß Artikel 27 Absatz 4 vorgelegten Ex-ante-Kon­
formitätsbewertung entscheidet die Kommission, ob sie die Be­
nennung der nationalen Agentur akzeptiert, mit Auflagen ak­
zeptiert oder ablehnt. Solange sie die Ex-ante-Konformitäts­
bewertung nicht akzeptiert hat, geht die Kommission kein Ver­
tragsverhältnis mit der nationalen Agentur ein. Im Falle der 
Akzeptanz mit Auflagen kann die Kommission angemessene 
Vorsichtsmaßnahmen hinsichtlich des Vertragsverhältnisses mit 
der nationalen Agentur treffen. 

(2) Nachdem die Kommission die Ex-ante-Konformitäts­
bewertung der für das Programm benannten nationalen Agentur 
akzeptiert hat, regelt die Kommission offiziell die rechtlichen 
Verantwortlichkeiten hinsichtlich der Finanzvereinbarungen, 
die sich auf die Vorläuferprogramme Lebenslanges Lernen und 
Jugend in Aktion beziehen und die bei Beginn der Laufzeit des 
Programms noch nicht abgeschlossen sind. 

(3) Gemäß Artikel 27 Absatz 4 enthält das Dokument, das 
das Vertragsverhältnis zwischen der Kommission und der na­
tionalen Agentur regelt, Folgendes: 

a) es legt die internen Kontrollnormen für nationale Agenturen 
sowie die Bestimmungen für die Verwaltung von Unionsmit­
teln zur Gewährung von Finanzhilfen durch nationale Agen­
turen fest;
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b) es enthält das Arbeitsprogramm der nationalen Agentur, in 
dem die Verwaltungsaufgaben der nationalen Agentur auf­
geführt sind, für die eine Unterstützung der Union bereit­
gestellt wird; 

c) es beschreibt die von der nationalen Agentur zu erfüllenden 
Berichterstattungsauflagen. 

(4) Die Kommission stellt der nationalen Agentur jährlich die 
folgenden Programmmittel zur Verfügung: 

a) Mittel zur Gewährung von Finanzhilfen im betreffenden Mit­
gliedstaat im Rahmen der Maßnahmen des Programms, mit 
deren Verwaltung die nationale Agentur beauftragt wurde; 

b) einen finanziellen Beitrag, um die nationale Agentur bei der 
Bewältigung ihrer Programmverwaltungsaufgaben zu unter­
stützen. Er wird in Form eines pauschalen Beitrags zu den 
Betriebskosten der nationalen Agentur ausgezahlt, und seine 
Höhe wird nach Maßgabe der Höhe der Unionsmittel fest­
gelegt, die der nationalen Agentur zur Gewährung von Fi­
nanzhilfen anvertraut werden. 

(5) Die Kommission legt die Vorgaben für das Arbeitspro­
gramm der nationalen Agentur fest. Die Kommission stellt der 
nationalen Agentur die Programmmittel erst zur Verfügung, 
nachdem sie das Arbeitsprogramm der nationalen Agentur of­
fiziell angenommen hat. 

(6) Auf Grundlage der in Artikel 27 Absatz 4 festgelegten 
von den nationalen Agenturen zu erfüllenden Anforderungen 
überprüft die Kommission die nationalen Verwaltungs- und 
Kontrollsysteme, insbesondere auf der Grundlage der ihr von 
der nationalen Behörde vorgelegten Ex-Ante-Konformitäts­
bewertung, der jährlichen Verwaltungserklärung der nationalen 
Agentur und des zugehörigen Bestätigungsvermerks der un­
abhängigen Prüfstelle und unter Berücksichtigung der jährlich 
von der nationalen Behörde vorgelegten Informationen über 
ihre Monitoring- und Aufsichtstätigkeiten in Bezug auf das Pro­
gramm. 

(7) Nach Bewertung der jährlichen Verwaltungserklärung und 
des zugehörigen Bestätigungsvermerks der unabhängigen Prüf­
stelle übermittelt die Kommission der nationalen Agentur und 
der nationalen Behörde ihre Stellungnahme und ihre Anmer­
kungen hierzu. 

(8) Falls die Kommission die jährliche Verwaltungserklärung 
oder den zugehörigen Bestätigungsvermerk der unabhängigen 
Prüfstelle nicht akzeptieren kann oder falls die nationale Agen­
tur die Anmerkungen der Kommission unzureichend umsetzt, 
kann die Kommission gemäß Artikel 60 Absatz 4 der Verord­
nung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 die zur Wahrung der finan­
ziellen Interessen der Union erforderlichen Vorsichts- und Kor­
rekturmaßnahmen ergreifen. 

(9) Die Kommission organisiert regelmäßig Sitzungen mit 
dem Netz der nationalen Agenturen, um für eine kohärente 
Durchführung des Programms in allen Programmländern zu 
sorgen. 

Artikel 30 

Unabhängige Prüfstelle 

(1) Die unabhängige Prüfstelle stellt einen Bestätigungsver­
merk über die jährliche Verwaltungserklärung gemäß Artikel 60 
Absatz 5 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 aus. 

(2) Die unabhängige Prüfstelle 

a) verfügt über die erforderliche fachliche Kompetenz, um Prü­
fungen im öffentlichen Sektor durchzuführen; 

b) gewährleistet, dass bei der Prüftätigkeit international an­
erkannte Prüfstandards berücksichtigt werden; 

c) steht in keinem Interessenkonflikt in Bezug auf die juristische 
Person, der die nationale Agentur angehört. Insbesondere ist 
sie von der juristischen Person, der die nationale Agentur 
angehört, funktional unabhängig. 

(3) Die unabhängige Prüfstelle gewährt der Kommission und 
ihren Vertretern sowie dem Rechnungshof uneingeschränkten 
Zugang zu sämtlichen Dokumenten und Berichten, auf die 
sich der Bestätigungsvermerk stützt, den sie in Bezug auf die 
jährliche Verwaltungserklärung der nationalen Agentur abgibt. 

KAPITEL IX 

Kontrollsystem 

Artikel 31 

Grundsätze des Kontrollsystems 

(1) Die Kommission gewährleistet bei der Durchführung der 
nach dieser Verordnung finanzierten Maßnahmen den Schutz 
der finanziellen Interessen der Union durch geeignete Maßnah­
men gegen Betrug, Korruption und sonstige rechtswidrige Hand­
lungen, durch wirksame Kontrollen und – bei Feststellung von 
Unregelmäßigkeiten – Wiedereinziehung zu Unrecht gezahlter 
Beträge sowie gegebenenfalls durch wirksame, verhältnismäßige 
und abschreckende Sanktionen. 

(2) Für die Aufsichtskontrollen in Bezug auf die von den 
nationalen Agenturen verwalteten Maßnahmen und Aktivitäten 
des Programms ist die Kommission zuständig. Sie legt die Min­
destanforderungen für die von den nationalen Agenturen und 
der unabhängigen Prüfstelle durchzuführenden Kontrollen fest. 

(3) Die nationale Agentur ist für die Primärkontrollen von 
Empfängern zuständig, die Finanzhilfen im Rahmen der in Ar­
tikel 28 Absatz 3 genannten Maßnahmen und Aktivitäten er­
halten. Diese Kontrollen bieten ausreichende Gewähr dafür, dass 
die gewährten Finanzhilfen bestimmungsgemäß und unter Ein­
haltung der maßgeblichen Unionsvorschriften verwendet wer­
den. 

(4) Die Kommission stellt die Koordinierung ihrer Kontrollen 
mit den nationalen Behörden und den nationalen Agenturen in 
Bezug auf die Mittel des Programms, die an die nationalen 
Agenturen überwiesen werden, entsprechend dem Grundsatz
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der einzigen Prüfung und auf Grundlage einer risikobasierten 
Analyse sicher. Diese Bestimmung gilt nicht für Untersuchungen 
des Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung (OLAF). 

Artikel 32 

Schutz der finanziellen Interessen der Union 

(1) Die Kommission oder ihre Vertreter und der Rechnungs­
hof sind befugt, bei allen Empfängern, Auftragnehmern und 
Unterauftragnehmern sowie sonstigen Dritten, die Unionsmittel 
erhalten haben, Rechnungsprüfungen anhand von Unterlagen 
und vor Ort durchzuführen. Sie können auch Rechnungsprü­
fungen und Kontrollen bei den nationalen Agenturen durchfüh­
ren. 

(2) OLAF kann gemäß der Verordnung (Euratom, EG) 
Nr. 2185/96 des Rates ( 1 ) bei allen direkt oder indirekt betrof­
fenen Wirtschaftsteilnehmern Kontrollen und Überprüfungen 
vor Ort durchführen, um festzustellen, ob im Zusammenhang 
mit einer Finanzhilfevereinbarung, einem Finanzhilfebeschluss 
oder einem Vertrag zur Finanzierung durch die Union ein Be­
trugs- oder Korruptionsdelikt oder eine sonstige rechtswidrige 
Handlung zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union 
vorliegt. 

(3) Unbeschadet der Absätze 1 und 2 ist der Kommission, 
dem Rechnungshof und OLAF in Kooperationsabkommen mit 
Drittstaaten und internationalen Organisationen, in Finanzhilfe­
vereinbarungen, Finanzhilfebeschlüssen und Verträgen, die sich 
aus der Durchführung dieser Verordnung ergeben, ausdrücklich 
die Befugnis zu erteilen, derartige Rechnungsprüfungen sowie 
Kontrollen und Überprüfungen vor Ort durchzuführen. 

KAPITEL X 

Befugnisübertragungen und Durchführungsbestimmungen 

Artikel 33 

Befugnisübertragungen an die Kommission 

Um zu gewährleisten, dass die Verwaltung der Aufgaben jeweils 
auf der am besten geeigneten Ebene erfolgt, wird der Kommis­
sion die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 34 delegierte 
Rechtsakte zur Änderung von Artikel 28 Absatz 3 zu erlassen, 
allerdings nur um zusätzliche Maßnahmen vorzusehen, die von 
den nationalen Agenten zu verwalten sind. 

Artikel 34 

Ausübung der Befugnisübertragung 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der 
Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten Bedingun­
gen übertragen. 

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte nach Ar­
tikel 33 wird der Kommission für die Laufzeit des Programms 
übertragen. 

(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 33 kann vom 
Europäischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen wer­
den. Der Beschluss über den Widerruf beendet die Übertragung 
der darin genannten Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union oder zu einem 
darin angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit 
von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von 
dem Beschluss über den Widerruf nicht berührt. 

(4) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt er­
lässt, übermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen Par­
lament und dem Rat. 

(5) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 33 erlassen 
wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europäische Parlament 
noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach 
Übermittlung dieses Rechtsakts an das Europäische Parlament 
und den Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor Ablauf 
dieser Frist sowohl das Europäische Parlament als auch der Rat 
der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwände er­
heben werden. Auf Initiative des Europäischen Parlaments oder 
des Rates wird diese Frist um zwei Monate verlängert. 

Artikel 35 

Durchführung des Programms 

Zur Durchführung des Programms nimmt die Kommission jähr­
liche Arbeitsprogramme an; dies geschieht im Wege von Durch­
führungsrechtsakten gemäß dem in Artikel 36 Absatz 3 ge­
nannten Prüfverfahren. Jedes jährliche Arbeitsprogramm stellt 
sicher, dass das allgemeine Ziel und die Einzelziele gemäß Ar­
tikel 4, 5, 11 und 16 jährlich in einheitlicher Weise umgesetzt 
werden, und legt die erwarteten Ergebnisse, die Durchführungs­
modalitäten sowie seinen Gesamtbetrag fest. Die jährlichen Ar­
beitsprogramme enthalten eine Beschreibung der zu finanzieren­
den Maßnahmen, Angaben zur Höhe der für jede Maßnahme 
vorgesehenen Mittel und – für die von den nationalen Agentu­
ren verwalteten Maßnahmen – Angaben zur Aufteilung der 
Mittel auf die Mitgliedstaaten sowie einen vorläufigen Durch­
führungszeitplan. Für Finanzhilfen werden unter Berücksichti­
gung der Eigenschaften der Zielgruppen, insbesondere ihres Ko­
finanzierungspotenzials und ihrer Möglichkeiten, Drittmittel zu 
gewinnen, die Höchstsätze für die Kofinanzierung angegeben. 
Insbesondere wird der Kofinanzierungssatz für Maßnahmen, 
die auf Organisationen mit eingeschränkter finanzieller Leis­
tungsfähigkeit ausgerichtet sind, auf mindestens 50 % festgelegt. 

Artikel 36 

Ausschussverfahren 

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt. 
Dabei handelt es sich um einen Ausschuss im Sinne der Ver­
ordnung (EU) Nr. 182/2011. 

(2) Der Ausschuss kann in besonderen Zusammensetzungen 
zusammentreten, um Fragen zu erörtern, die einen bestimmten 
Bereich betreffen. Wo dies angemessen ist, können im Einklang 
mit seiner Geschäftsordnung und auf Ad-hoc-Basis externe 
Sachverständige, wie etwa Vertreter der Sozialpartner, einge­
laden werden, als Beobachter an einer Sitzung teilzunehmen. 

(3) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Arti­
kel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.
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KAPITEL XI 

Schlussbestimmungen 

Artikel 37 

Aufhebung und Übergangsbestimmungen 

(1) Die Beschlüsse Nr. 1719/2006/EG, Nr. 1720/2006/EG, 
und Nr. 1298/2008/EG werden zum 1. Januar 2014 aufgeho­
ben. 

(2) Maßnahmen, die bis einschließlich 31. Dezember 2013 
auf Grundlage der Beschlüsse Nr. 1719/2006/EG, Nr. 1720/ 
2006/EG, oder Nr. 1298/2008/EG angelaufen sind, werden ge­
gebenenfalls entsprechend den Bestimmungen der vorliegenden 
Verordnung verwaltet. 

(3) Die Mitgliedstaaten sorgen auf nationaler Ebene für einen 
reibungslosen Übergang zwischen den im Rahmen der Vorläu­
ferprogramme in den Bereichen lebenslanges Lernen, Jugend 
und internationale Zusammenarbeit im Hochschulwesen durch­
geführten Maßnahmen und den im Rahmen des Programms 
vorgesehenen Maßnahmen. 

Artikel 38 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. Januar 2014. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Geschehen zu Straßburg am 11. Dezember 2013 

Im Namen des Europäischen Parlaments 
Der Präsident 
M. SCHULZ 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

V. LEŠKEVIČIUS
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ANHANG I 

INDIKATOREN FÜR DIE EVALUIERUNG DES PROGRAMMS 

Das Programm wird auf der Grundlage von mehreren Indikatoren, mit denen gemessen wird, inwieweit das allgemeine 
Ziel und die Einzelziele des Programms verwirklicht wurden, genau überwacht, auch um die Verwaltungslasten und 
-kosten möglichst gering zu halten. Zu diesem Zweck werden Angaben zu folgenden Indikatoren erhoben: 

Europa 2020 Kernziele im Be­
reich Bildung 

Anteil der 18- bis 24-Jährigen, die lediglich über einen Abschluss der Sekundarstufe I 
verfügen und keine weiterführende Schul- oder Berufsausbildung durchlaufen 

Anteil der 30- bis 34-Jährigen mit Hochschulabschluss oder vergleichbarem Bildungs­
abschluss 

Benchmark für die Mobilität 
gemäß den Schlussfolgerun­
gen des Rates zu einer Bench­
mark für die Lernmobilität 

Anteil der Hochschulabsolventen, die einen bildungsbezogenen Studien- oder Ausbil­
dungsaufenthalt (einschließlich Praktika) im Ausland absolviert haben 

Anteil der 18- bis 34-Jährigen, die eine berufliche Erstausbildung und berufliche Qua­
lifikationen erworben haben und die einen diesbezüglichen Auslandsaufenthalt (ein­
schließlich Praktika) absolviert haben 

Quantitativ (allgemein) Anzahl der zum Personal gehörenden Personen, die mit Maßnahmen des Programms 
unterstützt werden, aufgeschlüsselt nach Ländern und Bereichen 

Anzahl der Teilnehmer mit besonderen Bedürfnissen oder geringeren Chancen 

Anzahl und Art der Organisationen und Projekte, aufgeschlüsselt nach Ländern und 
Maßnahmen 

Allgemeine und berufliche Bil­
dung 

Anzahl der an dem Programm teilnehmenden Schüler, Studierenden und Praktikanten, 
aufgeschlüsselt nach Ländern, Bereichen, Maßnahmen und Geschlecht 

Anzahl der Studierenden an Hochschulen, die Unterstützung für einen Studienaufenthalt 
in einem Partnerland erhalten, sowie Anzahl der Studierenden aus Partnerländern, die zu 
Studienzwecken in ein Programmland einreisen 

Anzahl der Hochschuleinrichtungen in Partnerländern, die an Maßnahmen für Mobilität 
und Zusammenarbeit teilnehmen 

Anzahl der Nutzer von Euroguidance 

Anteil der Teilnehmer, die eine Bescheinigung, ein Diplom oder eine andere formale 
Bestätigung ihrer Teilnahme an dem Programm erhalten haben 

Anteil der Teilnehmer, die erklären, ihre Schlüsselkompetenzen ausgebaut zu haben 

Anteil der Teilnehmer an der langfristigen Mobilität, die erklären, ihre Sprachkenntnisse 
verbessert zu haben 

Jean Monnet Anzahl Studierender, die im Rahmen von Jean-Monnet-Aktivitäten unterrichtet werden 

Jugend Anzahl der an durch das Programm geförderten Mobilitätsmaßnahmen teilnehmenden 
jungen Menschen, aufgeschlüsselt nach Ländern, Aktionen und Geschlecht 

Anzahl der an Maßnahmen für internationale Mobilität und Zusammenarbeit teilneh­
menden Jugendorganisationen aus Programmländern und Partnerländern 

Anzahl der Nutzer des Eurodesk-Netzes 

Anteil der Teilnehmer, die eine Bescheinigung, etwa einen Jugendpass, ein Diplom oder 
eine andere formale Bestätigung ihrer Teilnahme an dem Programm erhalten haben
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Anteil der Teilnehmer, die erklären, ihre Schlüsselkompetenzen ausgebaut zu haben 

Anteil der Teilnehmer an Freiwilligenaktivitäten, die erklären, ihre Sprachkenntnisse ver­
bessert zu haben 

Sport Mitgliederzahl der Sportorganisationen, die sich für das Programm beworben haben und 
an ihm teilnehmen, aufgeschlüsselt nach Ländern 

Anteil der Teilnehmer, die die Ergebnisse grenzübergreifender Projekte nutzen, um: 

a) Bedrohungen für den Sport zu bekämpfen 

b) Good Governance sowie duale Karrieren zu unterstützen 

c) soziale Eingliederung, Chancengleichheit und Steigerung der Beteiligung zu fördern
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ANHANG II 

TECHNISCHE INFORMATIONEN ÜBER DIE BÜRGSCHAFTSFAZILITÄT FÜR STUDIENDARLEHEN 

1. Auswahl der zwischengeschalteten Finanzeinrichtungen 

Die zwischengeschalteten Finanzeinrichtungen werden nach einem Aufruf zur Interessenbekundung gemäß markt­
üblichen Grundsätzen im Hinblick auf unter anderem folgende Faktoren ausgewählt: 

a) der Umfang der Finanzierung, die Studierenden zur Verfügung gestellt wird; 

b) die günstigsten Bedingungen, die den Studierenden angeboten werden, vorbehaltlich der Einhaltung der Mindest­
standards für die Vergabe von Darlehen gemäß Absatz 2; 

c) Zugang zur Finanzierung für alle Personen, die ihren Wohnsitz in einem Programmland gemäß Artikel 24 Absatz 1 
haben; 

d) Betrugsbekämpfungsmaßnahmen und 

e) Einhaltung der Richtlinie 2008/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ). 

2. Schutzmaßnahmen für Darlehensnehmer 

Die nachstehend angeführten Schutzmaßnahmen stellen Mindeststandards dar, die die zwischengeschalteten Finanz­
einrichtungen einhalten müssen, die durch die Bürgschaftsfazilität für Studiendarlehen besicherte Darlehen für Studie­
rende anbieten wollen. 

a) es wird keine Lombardgarantie oder Patronatserklärung gefordert; 

b) über die Vergabe der Darlehen wird in nichtdiskriminierender Weise entschieden; 

c) im Rahmen des Bewertungsverfahrens für die Gewährung eines Darlehens berücksichtigt die zwischengeschaltete 
Finanzeinrichtung das Risiko einer Überschuldung des/der Studierenden, das sie auf der Grundlage aller von ihm/ihr 
aufgenommenen Darlehen und unter Berücksichtigung aller gerichtlichen Entscheidungen zu einer ausstehenden 
Forderung einschätzt; und 

d) Rückzahlungen erfolgen auf der Grundlage eines Kombinationsmodells aus "hypothekenbesicherten" einheitlichen 
Zahlungen und sozialen Schutzmaßnahmen, insbesondere: 

i) ein gegenüber dem marktüblichen Satz deutlich verringerter Zinssatz; 

ii) ein rückzahlungsfreier Zeitraum von mindestens zwölf Monaten nach dem Studienabschluss, bevor mit der 
Rückzahlung begonnen wird, oder, falls die nationalen Vorschriften dies nicht zulassen, eine Vorschrift, nach 
der während dieser zwölf Monate lediglich geringfügige Rückzahlungen geleistet werden; 

iii) die Möglichkeit, mit den Rückzahlungen mindestens für zwölf Monate während der Laufzeit des Darlehens 
auszusetzen, die der Absolvent auf Antrag in Anspruch nehmen kann, oder, falls das nationale Recht dies nicht 
zulässt, eine Vorschrift, nach der während dieser zwölf Monate lediglich geringfügige Rückzahlungen geleistet 
werden; 

iv) die Möglichkeit der Zinsstundung während des Studiums; 

v) Versicherung für den Fall von Tod oder Behinderung; und 

vi) keine Sanktionen für eine vorfristige vollständige oder teilweise Rückzahlung. 

Zwischengeschaltete Finanzeinrichtungen können die einkommensabhängigen Rückzahlungen sowie verbesserte Be­
dingungen anbieten, etwa verlängerte rückzahlungsfreie Zeiten zu Beginn oder im Verlauf der Rückzahlung, oder ein 
verlängerte Laufzeit, um so den besonderen Bedürfnissen von Hochschulabsolventen, die etwa im Anschluss an ihr 
Studium ein Doktorandenstudium aufnehmen, Rechnung zu tragen oder den Absolventen mehr Zeit für die Arbeits­
platzsuche einzuräumen. Die Gewährung derartiger verbesserter Bedingungen wird bei der Auswahl der zwischen­
geschalteten Finanzeinrichtungen in Betracht gezogen. 

3. Monitoring und Evaluierung 

Die Bürgschaftsfazilität für Studiendarlehen ist Gegenstand von Monitoring und Evaluierung gemäß Artikel 21 dieser 
Verordnung und Artikel 140 Absatz 8 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012.
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Als Teil dieses Verfahrens erstattet die Kommission über die Auswirkungen der Bürgschaftsfazilität für Studiendarlehen 
auf die Empfänger und auf die Hochschulsysteme Bericht. Der Bericht der Kommission umfasst unter anderem Daten 
über sowie vorgeschlagene Lösungen in Bezug auf folgende Problembereiche: 

a) Anzahl der Studierenden, die von der Bürgschaftsfazilität für Studiendarlehen unterstützte Studiendarlehen erhalten, 
mit Angaben über ihre Abschlussquote; 

b) Umfang der von den zwischengeschalteten Finanzeinrichtungen vergebenen Darlehen; 

c) Höhe der Zinssätze; 

d) Umfang der Verschuldung und Darlehensausfälle sowie die von den zwischengeschalteten Finanzeinrichtungen 
gegen die mit ihren Zahlungen im Rückstand befindlichen Darlehensnehmer ergriffenen Maßnahmen; 

e) Betrugsbekämpfungsmaßnahmen der zwischengeschalteten Finanzeinrichtungen; 

f) Profil der unterstützten Studierenden, einschließlich ihrer wirtschaftlichen und sozialen Herkunft, des von ihnen 
gewählten Studienfachs und ihres Herkunfts- sowie Bestimmungslands, wobei die nationalen Datenschutzbestim­
mungen eingehalten werden; 

g) geografisch ausgeglichene Mittelverteilung und 

h) geografischer Erfassungsbereich der zwischengeschalteten Finanzeinrichtungen. 

Unbeschadet der Befugnisse des Europäischen Parlaments und des Rats gemäß Artikel 140 Absatz 9 der Verordnung 
(EU, Euratom) Nr. 966/2012 zieht die Kommission in Betracht, entsprechende Änderungen der Vorschriften vor­
zuschlagen, darunter auch Änderungen der Rechtsvorschriften, wenn die prognostizierte Marktakzeptanz oder die 
Teilnahme der zwischengeschalteten Finanzeinrichtungen nicht zufriedenstellend ist. 

4. Finanzmittel 

Die Zuweisung von Haushaltsmitteln deckt die Kosten der Bürgschaftsfazilität für Studiendarlehen in vollem Umfang 
ab, wie etwa die Zahlungsverpflichtungen gegenüber teilnehmenden zwischengeschalteten Finanzeinrichtungen, die die 
teilweise Besicherung in Anspruch nehmen, sowie die Verwaltungskosten für den EIF. 

Die der Bürgschaftsfazilität für Studiendarlehen gemäß Artikel 18 Absatz 2 Buchstabe c zugewiesenen Mittel umfassen 
nicht mehr als 3,5 % aller Finanzmittel für das Programm. 

5. Außenwirkung und Sensibilisierung 

Alle teilnehmenden zwischengeschalteten Finanzeinrichtungen beteiligen sich an der Förderung der Bürgschaftsfazilität 
für Studiendarlehen, indem sie künftige Studierende informieren. Zu diesem Zweck übermittelt die Kommission unter 
anderem den nationalen Agenturen in den Programmländern die erforderlichen Informationen, damit sie als Infor­
mationsstellen hinsichtlich der Bürgschaftsfazilität für Studiendarlehen tätig sein können.
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